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Termine

Steuern und Sozialversicherung

Auslandsreisen

Steuerliche Behandlung ab 01.01.2022

Schenkungsteuer

Lebensmittelpunkt des Schenkers entscheidend

Sehr geehrte Mandantinnen und Mandanten,

Zuteilungen von Aktien an einen inländischen Privatanleger im

Rahmen eines ausländischen „Spin-Off“ mag sich so komisch

anhören, dass man schon von einer Besteuerung ausgehen kann.

Tatsächlich versteckt sich dahinter nur eine Abspaltung. Konkret

verbarg sich hinter dem Urteil des BFH vom 1.7.2021 (Az: VIII R

15/20) ein Sachverhalt, der bei zahlreichen Privatanlegern in der

Bundesrepublik stattgefunden hat.

Wer 2015 ebay-Aktien hielt, bekam aufgrund der

Unternehmens-Ausgliederung (Spin-Off) des ebay-Bezahlsystems

PayPal für jede ebay-Aktie eine PayPal-Aktie in seinem Depot

gutgeschrieben. Hört sich erst mal nach mehr als vorher an, ist es

aber nicht wirklich, denn der Wert der ebay-Aktien sinkt natürlich

auch entsprechend. Unter dem Strich hat man (zumindest in der

Sekunde der Ausgliederung) das gleiche Vermögen, eben nur auf

zwei Aktien verteilt.

Das Finanzamt behandelte die Gutschrift allerdings als

steuerpflichtige Sachausschüttung und forderte hierfür Steuern. An

dem mangelnden Vermögenszuwachs und insbesondere dem

Problem, dass ohne ein Liquiditätszufluss Steuern entrichtet werden

sollen, störte man sich nicht.

Diese fiskalische Auffassung hat der BFH nun gekippt, defacto sind

damit im Zeitpunkt des Aktienbezugs keine steuerlichen Folgen zu

ziehen. Erst, wenn die Aktien später mit Gewinn veräußert werden,

tritt die Besteuerung ein. Dies ist sicherlich zu begrüßen, denn

etwaige Aktiengewinne sind dann realisiert und die notwendige

Liquidität zum Steuerzahlen ist dann auch gegeben. Dies mildert den

Steuerschmerz wenigstens ein wenig.

In diesem Sinne wünsche ich Ihnen eine informative Lektüre.

SIRUS Steuerberatungsgesellschaft m.b.H.

SIRUS Steuerberatungsgesellschaft m.b.H.

Krakauer Straße 9a , 14776 Brandenburg

Telefon: +49 3381 208620 | Telefax: +49 3381 2086225

www.sirus-gmbh.de | info@sirus-gmbh.de
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Alle

Steuerzahler

Termine: Steuern und Sozialversicherung

10.12.

■
Umsatzsteuer

■
Lohnsteuer

■
Kirchensteuer zur Lohnsteuer

■
Einkommensteuer

■
Kirchensteuer

■
Körperschaftsteuer

Die dreitägige Zahlungsschonfrist endet am 13.12. für den Eingang der

Zahlung.

Zahlungen per Scheck gelten erst drei Tage nach Eingang des Schecks

bei der Finanzbehörde (Gewerbesteuer und Grundsteuer: bei der

Gemeinde- oder Stadtkasse) als rechtzeitig geleistet. Um

Säumniszuschläge zu vermeiden, muss der Scheck spätestens drei

Tage vor dem Fälligkeitstag vorliegen.

Fälligkeit der Sozialversicherungsbeiträge Dezember 2021

Die Beiträge sind in voraussichtlicher Höhe der Beitragsschuld

spätestens am drittletzten Bankenarbeitstag eines Monats fällig. Für

Dezember ergibt sich demnach als Fälligkeitstermin der 28.12.2021.

Auslandsreisen: Steuerliche Behandlung ab

01.01.2022

Pandemiebedingt werden die Auslandstage- und

Auslandsübernachtungsgelder nach dem Bundesreisekostengesetz

zum 01.01.2022 nicht neu festgesetzt. Die zum 01.01.2021

veröffentlichten Beträge gelten somit für das Kalenderjahr 2022

unverändert fort, wie das Bundesfinanzministerium (BMF) mitteilt.

Demzufolge seien die durch BMF-Schreiben vom 03.12.2020 zur

"Steuerlichen Behandlung von Reisekosten und

Reisekostenvergütungen bei betrieblich und beruflich veranlassten

Auslandsreisen ab 01.01.2021" (BStBl I, S. 1256) veröffentlichten

steuerlichen Pauschbeträge auch für das Kalenderjahr 2022

anzuwenden.

Bundesfinanzministerium, PM vom 27.09.2021

Schenkungsteuer: Lebensmittelpunkt des Schenkers

entscheidend

Hat ein Schenker seinen Wohnsitz in Deutschland und Schweden,

kommt es für die Schenkungsteuer auf seinen Lebensmittelpunkt an

– auch dann, wenn Schweden zum Zeitpunkt der Schenkung die

Schenkungsteuer bereits abgeschafft hat. Das hat das Finanzgericht

(FG) Baden-Württemberg in drei Verfahren entschieden und jeweils

die Revision zugelassen. Die vom beklagten Finanzamt eingelegten

Revisionen sind beim Bundesfinanzhof unter den Aktenzeichen II R

28/20, II R 29/20 und II R 27/20 anhängig.

Die Kläger der drei Verfahren sind Geschwister. Ihr Vater hatte

jedem von ihnen 2005 Anteile an einer schwedischen

Aktiengesellschaft geschenkt. Der Vater als Schenker hatte im

Zeitpunkt der Schenkung einen Wohnsitz in Deutschland und in

Schweden und seinen Lebensmittelpunkt in Schweden. Die

Beschenkten waren nicht im Inland ansässig. Das beklagte Finanzamt

setzte gegen alle drei Beschenkten Schenkungsteuer fest. Der Vater

habe einen Wohnsitz im Inland und mit der Abschaffung der

Schenkungsteuer in Schweden zu Beginn des Jahres 2005 stehe

Deutschland das Besteuerungsrecht zu. Nach den Beschenkten stehe

Schweden das Besteuerungsrecht zu. Dort sei der Vater infolge

seines Lebensmittelpunkts ansässig.

Das FG hob die Schenkungsteuerbescheide jeweils auf. Das

Besteuerungsrecht stehe Schweden zu, auch wenn dort im Zeitpunkt

der Schenkung die Schenkungsteuer abgeschafft gewesen sei. In

Deutschland bestehe zwar eine unbeschränkte Steuerpflicht, da der

Schenker im Inland einen Wohnsitz habe. Doch nach dem

Doppelbesteuerungsabkommen Schweden (DBA), das die Erbschaft-,

Schenkung-, Einkommen- und Vermögensteuer umfasse und nicht

gekündigt oder geändert worden sei, sei die "Ansässigkeit der an der

Schenkung beteiligten Personen" entscheidend. Sei der Schenker in

beiden Vertragsstaaten ansässig und verfüge in beiden

Vertragsstaaten über eine ständige Wohnstätte, sei dessen

Mittelpunkt der Lebensinteressen maßgebend. Der Schenker habe

zum Zeitpunkt der Schenkung seinen Lebensmittelpunkt in

Schweden gehabt.
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Eine besondere Zuweisung des Besteuerungsrechts für Deutschland

ergebe sich aus dem DBA nicht, da es sich "bei den geschenkten

Gesellschaftsanteilen weder um unbewegliches Vermögen" noch "um

bewegliches Betriebsvermögen eines in Deutschland belegenen

Unternehmensteils" handle. Auch nach der Abschaffung der

Schenkungsteuer in Schweden seien nach Wortlaut und Systematik

des Abkommens die Ansässigkeit beziehungsweise der

Lebensmitteilpunkt für die Verteilung des Steuersubstrats

maßgebend. Es komme nicht darauf an, ob der andere Vertragsstaat

Schenkungsteuer festsetze. Dies gelte auch dann, wenn dadurch die

Schenkung – wie in den Streitfällen – unversteuert bleibt. Jedem

Vertragsstaat stehe es frei, ob und wie er von seinem

Besteuerungsrecht Gebrauch macht. Eine so genannte Rückfallklausel

gebe es nicht.

Finanzgericht Baden-Württemberg, Entscheidungen vom 05.08.2020,

7 K 2777/18, 7 K 2778/18 und 7 K 2779/18, nicht rechtskräftig

Ausländische Stiftung: Gemeinnützigkeit richtet sich

nach deutschem Recht

Die Anerkennung einer ausländischen Stiftung als gemeinnützig

richtet sich allein nach deutschem Recht. Dies stellt das Finanzgericht

(FG) Niedersachsen klar.

Geklagt hatte eine rechtsfähige Stiftung nach österreichischem Recht,

die unter Anwendung des so genannten Typenvergleichs nach den

Feststellungen des FG nach ihrer wirtschaftlichen und rechtlichen

Struktur einem deutschen Körperschaftsteuersubjekt entspricht. Sie

fällt damit in den Anwendungsbereich des § 2 Nr. 1

Körperschaftsteuergesetz (KStG), sodass im Streitfall das Verfahren

wegen gesonderter Feststellung gemäß § 60a Absatz 1 Satz 1

Abgabenordnung (AO) in Verbindung mit § 60a Absatz 2 Nr. 2 AO

über die Einhaltung der satzungsmäßigen Voraussetzungen nach den

§§ 51, 59, 60 und 61 AO als Annexverfahren zur Körperschaftsteuer

anzuwenden war.

Die Klägerin verfügte über Vermögen im Inland sowie in Österreich

und war nach österreichischem Recht als gemeinnützig anerkannt.

Nach ihrer Satzung ist Stiftungszweck die Förderung von Kunst und

Kultur, insbesondere des politischen deutschsprachigen Kabaretts im

Sinne des Lebenswerkes des Stifterehepaares. Nach den weiteren

Bestimmungen der Satzung verfolgt die Stiftung mildtätige und

gemeinnützige Ziele im Sinne der österreichischen

Bundesabgabenordnung. Die Satzung der Klägerin entspricht nicht

vollständig der Mustersatzung nach § 60 Absatz 1 Satz 2 AO.

Nach dem Gerichtsbescheid des FG erfüllt die Satzung der Klägerin

dennoch die Voraussetzungen der §§ 51, 59, 60 und 61 AO.

Ausgangspunkt und Maßstab der Prüfung sei dabei allein das

(innerstaatliche) deutsche Recht, unabhängig davon, dass die

betreffende Körperschaft im Ausland ansässig ist. Die

Bundesrepublik Deutschland sei auch aus Gründen des Unionsrechts

– insbesondere der Grundfreiheiten – nicht verpflichtet, den

Gemeinnützigkeitsstatus ausländischen Rechts anzuerkennen.

Ausgangspunkt und Maßstab seien sonach allein § 5 Absatz 1 Nr. 9

Satz 1 KStG in Verbindung mit §§ 52 ff. AO. Die Satzung der Klägerin

müsse daher gemäß § 60 Absatz 1 Satz 2 AO die in der Anlage 1 zur

AO bezeichneten Festlegungen enthalten.

Dabei sei bei der im Streitfall vorliegenden grenzüberschreitenden

Gemeinnützigkeit im Anwendungsbereich der unionsrechtlichen

Grundfreiheiten nach Auffassung des Gerichts jedoch zu

berücksichtigen, dass ausländische Körperschaften typischerweise

keine den Vorgaben des § 60 Absatz 1 Satz 2 AO entsprechende

Satzung haben, sodass die vorgenannten Regelungen eine

(mittelbare) Diskriminierung der ausländischen Körperschaften

beinhalten würden, ohne dass hierfür eine Rechtfertigung bestünde.

§ 60 Absatz 1 Satz 2 AO müsse damit im Lichte der Grundfreiheiten

einschränkend in der Weise ausgelegt werden, dass im Ergebnis auch

eine nicht in deutscher Sprache abgefasste Satzung genüge, wenn

diese materiell vergleichbare Festlegungen enthalte. Dies muss zur

Überzeugung des FG auch dann gelten, wenn die Satzung zwar – wie

im Streitfall – in deutscher Sprache abgefasst ist, aber von der

Mustersatzung abweichende Formulierungen enthält. Unter

Berücksichtigung dieser Grundsätze hat der Senat in seiner

Entscheidung festgestellt, dass das beklagte Finanzamt zum Erlass

eines Feststellungsbescheides nach § 60a AO verpflichtet ist.

Das FG hat die Revision zugelassen, da die Frage des

Zusammenwirkens der Vorschriften anderer Staaten (hier der

österreichischen Bundesabgabenordnung) mit den deutschen

Vorschriften des Gemeinnützigkeitsrechts bei im Inland beschränkt

steuerpflichtigen ausländischen Stiftungen bisher nicht

höchstrichterlich entschieden sei.

Finanzgericht Niedersachsen, Gerichtsbescheid vom 04.05.2020, 6 K

53/18, nicht rechtskräftig
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Unternehmer

Steuer-ID ab 2022 auch im gewerblichen Minijob zu

melden

Arbeitgeber müssen ab 2022 die Steuer-IDs ihrer gewerblichen

Minijobber im elektronischen Meldeverfahren an die Minijob-Zentrale

übermitteln. Dies gilt laut Minijob-Zentrale unabhängig davon, ob der

Arbeitgeber die Steuer pauschal an die Minijob-Zentrale zahlt oder die

individuelle Besteuerung nach der Lohnsteuerklasse über das

Finanzamt vornimmt. Zudem sei in der Datenübermittlung die Art der

Versteuerung anzugeben.

Die Steuer-Identifikationsnummer ist eine persönliche

Identifikationsnummer und besteht aus elf Ziffern. Sie wird

zusammen mit den Stammdaten, die eine Identifizierung des

Steuerpflichtigen ermöglichen sollen, in einer vom Bundeszentralamt

für Steuern (BZSt) verwalteten Datenbank gespeichert. Zu den

Stammdaten gehören unter anderem der Name, Geburtsdatum und

-ort, Geschlecht sowie die letzte bekannte Anschrift des

Steuerpflichtigen. Außerdem sei dort auch das zuständige Finanzamt

hinterlegt, so die Minijob-Zentrale.

Bis Ende 2008 sei die Steuer-ID allen Bürgern, die zu diesem

Zeitpunkt in Deutschland gemeldet waren, in einem Brief des BZSt

mitgeteilt worden. Wer in Deutschland gemeldet ist, bekomme seine

Steuer-ID seit ihrer Einführung automatisch per Post zugesendet.

Auch nach der Geburt eines Kindes erhalte dieses bereits den ersten

Brief mit der Steuer-ID. Ausländer erhielten ihre Steuer-ID ebenfalls

automatisch nach ihrer Anmeldung beim Einwohnermeldeamt in

Deutschland.

Die Steuer-ID fänden Beschäftigte entweder auf der jährlichen

Lohnsteuerbescheinigung, dem letzten Steuerbescheid, der letzten

Steuererklärung, dem Schreiben des BZSt bei der erstmaligen Vergabe

der ID oder dem Schreiben des Finanzamts im Oktober/November

2011 mit der Information über die gespeicherten elektronischen

Lohnsteuerabzugsmerkmale (kurz: ELStAM). Sind diese Dokumente

nicht auffindbar, kann laut Minijob-Zentrale vom Arbeitnehmer auf

der Seite des BZSt eine erneute Mitteilung der Steuer-ID beantragt

werden.

Minijob-Zentrale, PM vom 21.10.2021

Kassengesetz: FAQ-Katalog veröffentlicht

Mit dem Gesetz zum Schutz vor Manipulationen an digitalen

Grundaufzeichnungen vom 22.12.2016 (so genanntes Kassengesetz)

wurde zum 01.01.2020 die Pflicht zur Ausgabe von Belegen

eingeführt.

Das Kassengesetz soll für mehr Steuergerechtigkeit sorgen. Laut

Bundesfinanzministerium (BMF) stärkt die Belegausgabepflicht die

Transparenz und hilft gegen Steuerbetrug

Der Beleg könne elektronisch oder in Papierform ausgestellt werden,

so das BMF. Das Erstellen des Belegs müsse in unmittelbarem

zeitlichem Zusammenhang mit dem Geschäftsvorgang erfolgen.

Nun hat das BMF einen FAQ-Katalog zum Kassengesetz

veröffentlicht, gibt also Antworten auf Fragen, die sich rund um das

Kassengesetz stellen können.

Bundesfinanzministerium, PM vom 21.10.2021

KSt-Optionsmodell: DStV wirbt für mehr

Rechtssicherheit im BMF-Schreiben

Das Bundesfinanzministerium (BMF) hat sein Entwurfsschreiben zur

Option zur Körperschaftsbesteuerung vorgelegt. Der Deutsche

Steuerberaterverband (DStV) begrüßt den vergleichsweise "raschen

Aufschlag". Viele Problempunkte würden geklärt. Einzelne

Ausführungen, zum Beispiel zur Grunderwerbsteuer oder zur

umsatzsteuerlichen Behandlung, fehlten hingegen. Der DStV plädiert

daher für diverse Ergänzungen, Klarstellungen, aber auch

Streichungen, um deutlich mehr Rechtssicherheit für die Praxis zu

erreichen.

Die grundsätzliche Marschrichtung des BMF, mit dem

Entwurfsschreiben eine Vielzahl an unklaren Punkten, wie beim

persönlichen Anwendungsbereich oder bei Fragen zum Antrag,

praktikablen Lösungen zuzuführen, begrüßt der DStV.

An anderen Stellen des Papiers bestehe jedoch

Nachbesserungsbedarf, wie beim Nachweis über die persönlichen

Voraussetzungen für die Option. Nach Auffassung des BMF solle der

Nachweis auf Anforderung für jedes Jahr bei Abgabe der

Körperschaftsteuererklärung von der optierenden Gesellschaft zu

erbringen sein. Der DStV sieht diese geplante Vorgabe höchst

kritisch. Sie gehe deutlich über das Gesetz hinaus.
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Auch im Zusammenhang mit Anteilen an einer Komplementär-GmbH

als funktional wesentliche Betriebsgrundlage im

Sonderbetriebsvermögen konstatiert der Verband Änderungsbedarf.

Gegenwertig stehe die hierzu formulierte BMF-Auffassung beim

fiktiven Formwechsel im Widerspruch zur Wertung der Verfügung der

Oberfinanzdirektion Nordrhein-Westfalen zum echten Formwechsel.

Nach Beurteilung des DStV weisen überdies verschiedene Stellen des

BMF-Entwurfs Unschärfen in den Formulierungen auf. Diese fänden

sich unter anderem im Zusammenhang mit der Notwendigkeit zur

Aufstellung einer steuerlichen Schlussbilanz und der Widerruflichkeit

des Antrags auf Beendigung des fiktiven Formwechsels.

Kritisch äußert sich der Verband auch zu der im Entwurf

vorgesehenen Anwendung der Gesamtplanrechtsprechung. Entgegen

der Aufgabe der Gesamtplanrechtsprechung bei § 6 Absatz 3

Einkommensteuergesetz durch die Finanzverwaltung solle diese im

Zusammenhang mit der Option zur Körperschaftsbesteuerung wieder

an Bedeutung gewinnen.

Der DStV hatte sich bereits in seiner Stellungnahme S 03/21 zum

Gesetzentwurf zur Modernisierung des Körperschaftsteuerrechts

(BT-Drs. 19/28656) geäußert. Sein Fazit: Gerade für kleine und

mittlere Unternehmen böte eine Verbesserung und Öffnung der

Thesaurierungsbegünstigung deutlich mehr Potenzial.

Deutscher Steuerberaterverband e.V., PM vom 21.10.2021

Rückzahlung der Corona-Soforthilfe erhöht

Haftungsquote nicht

Die Rückzahlung der Corona-Soforthilfe ist nicht in die Berechnung

der Haftungsquote einzubeziehen. Dies hat das Finanzgericht (FG)

Münster mit in einem Verfahren über die Aussetzung der Vollziehung

eines Haftungsbescheids entschieden.

Die Antragstellerin war alleinige Gesellschafterin und

Geschäftsführerin einer Unternehmergesellschaft (UG). Das

Finanzamt behandelte Gehaltszahlungen der UG an die

Antragstellerin als verdeckte Gewinnausschüttungen, was zu einer

Erhöhung der Körperschaftsteuerfestsetzungen führte.

Zwischenzeitlich wurde das Insolvenzverfahren über das Vermögen

der UG eröffnet, woraufhin das Finanzamt die Antragstellerin nach §

69 Abgabenordnung (AO) für die rückständigen Steuerschulden der

UG in Haftung nahm.

Nach erfolglosem Einspruchsverfahren erhob die Antragstellerin eine

noch anhängige Klage gegen den Haftungsbescheid und beantragte

für das Klageverfahren bei Gericht die Aussetzung der Vollziehung.

Zur Begründung gab sie an, dass die UG eine Corona-Soforthilfe in

Höhe von 9.000 Euro erhalten habe, die nicht für Steuerzahlungen

zu verwenden gewesen sei. Von den im Haftungszeitraum getätigten

Ausgaben seien circa 2.300 Euro auf die Rückzahlung der

Corona-Soforthilfe entfallen. Ferner habe sich die Antragstellerin

durch die Aussetzung der Insolvenzantragspflicht während der

Pandemie durch das COVInsAG auch vor einer

Haftungsinanspruchnahme geschützt gefühlt. Ohne die

unerwarteten Steuernachzahlungen aufgrund der verdeckten

Gewinnausschüttungen hätte sie keinen Insolvenzantrag stellen

müssen.

Der Antrag hatte teilweise Erfolg. Das FG Münster hat zunächst

ausgeführt, dass die Antragstellerin als Geschäftsführerin dem

Grunde nach gemäß § 69 AO für die rückständigen Steuern der UG

hafte. Nach dem Grundsatz der anteiligen Tilgung könne sie jedoch

bei summarischer Betrachtung lediglich in Höhe von 35 Prozent der

rückständigen Steuern in Anspruch genommen werden. Es sei

ernstlich zweifelhaft, bei der Berechnung der Haftungsquote die

Rückzahlung der Corona-Soforthilfe in die Gesamtverbindlichkeiten

und in die bezahlten Verbindlichkeiten der UG einzubeziehen, da die

Soforthilfe zweckgebunden und damit nicht pfändbar sei. Daraus

ergebe sich, dass der Betrag auch nicht für alte Steuerschulden

verwendet werden dürfe. Ohne Berücksichtigung des

Rückzahlungsbetrages hätten der UG Mittel zur Verfügung

gestanden, um circa 35 Prozent der Gesamtverbindlichkeiten zu

tilgen.

Die Regelungen des COVInsAG stünden einer

Haftungsinanspruchnahme der Antragstellerin nicht entgegen.

Dieses Gesetz sei bereits nicht einschlägig, da die Insolvenzreife der

UG nach eigenen Angaben der Antragstellerin nicht auf die

Auswirkungen der Corona-Pandemie, sondern auf die unerwarteten

Steuerverbindlichkeiten aufgrund der verdeckten

Gewinnausschüttungen zurückzuführen sei. Im Übrigen seien die

Pflicht zur anteiligen Tilgung der Steuerschulden und die bei

Verletzung dieser Pflicht drohende Haftung nach § 69 AO nicht

durch das COVInsAG ausgesetzt worden.

Finanzgericht Münster, Beschluss vom 15.10.2021, 9 V 2341/21 K
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Kapital-

anleger

Bankgebühren: Umsetzung eines Urteils des

Bundesgerichtshofs

Die deutschen Banken haben nach Kenntnis der Bundesregierung ihre

Kunden zeitnah über ein höchstrichterliches Urteil zu den

Allgemeinen Geschäftsbedingungen unterrichtet. Die Umsetzung sei

aber noch im Gange. Dies geht aus der Antwort der Bundesregierung

(BT-Drs. 19/32356) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis

90/Die Grünen (BT-Drs. 19/31946) hervor.

Den Abgeordneten zufolge hatten deutsche Banken allgemein eine

Klausel in ihren Allgemeinen Geschäftsbedingungen, wonach bei

Gebührenerhöhungen die Zustimmung der Kunden als erteilt gilt,

sofern diese nicht ausdrücklich widersprechen. Solche Klauseln habe

der Bundesgerichtshof am 27. April 2021 für unwirksam erklärt.

Die Bundesregierung weist nun darauf hin, dass das Gericht die

Begründung dieser Entscheidung erst Anfang Juni veröffentlicht habe.

In den Juni-Abrechnungen hätten die meisten Banken dann ihre

Kunden darauf hingewiesen. Die Bundesanstalt für

Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) stehe in dieser Sache im

Austausch sowohl mit der Kreditwirtschaft als auch mit

Verbraucherschutzorganisationen, um die Umsetzung des Urteils zu

überwachen. Im Fall einer Nicht-Umsetzung könne die BaFin

aufsichtsrechtliche Maßnahmen ergreifen. Die Bundesregierung

werde "die Entwicklungen der Vertragspraxis beobachten und im

Lichte dessen prüfen, ob und inwieweit gesetzgeberischer

Handlungsbedarf besteht", schreibt sie in ihrer Antwort.

Deutscher Bundestag, PM vom 22.09.2021

Kirchensteuerprogression: Keine Kappung bei

Einkünften aus Kapitalvermögen

Das Finanzgericht (FG) Münster hat entschieden, dass ein Erlass von

Kirchensteuer wegen Kappung der Progression bei Vorliegen von

Einkünften aus Kapitalvermögen neben tariflichen Einkünften nicht in

Betracht kommt.

Die Kläger sind Mitglieder der römisch-katholischen Kirche und

werden als Ehegatten zusammen zur Einkommensteuer veranlagt.

Im Streitjahr 2015 erzielten sie der tariflichen Einkommensteuer

unterliegende Einkünfte in Höhe von circa 370.000 Euro und

daneben Kapitaleinkünfte in Höhe von knapp 250.000 Euro, die nach

§ 32d Einkommensteuergesetz (EStG) dem Einkommensteuersatz

von 25 Prozent unterworfen wurden. Hieraus resultierte eine

Kirchensteuerfestsetzung von circa 18.000 Euro, deren Berechnung

zwischen den Beteiligten nicht streitig ist.

Die Kläger beantragten eine Begrenzung der Kirchensteuer gemäß

der Bischöflichen Anordnung zu Kirchensteuerhöchstbeträgen auf

vier Prozent des zu versteuernden Einkommens. Dies lehnte der

Beklagte ab, da nach § 32d EStG besteuerte Kapitaleinkünfte nicht

unter diese Begrenzung fielen.

Das FG Münster hat die auf Erlass eines Teilbetrags der

Kirchensteuer gerichtete Klage abgewiesen, da die Kläger keinen

Anspruch auf einen solchen Erlass hätten. Der begehrte Erlass könne

zunächst nicht auf § 227 Abgabenordnung gestützt werden, da die

Erhebung der vollständigen Kirchensteuer nicht unbillig erscheine.

Die mit der Progression der Einkommensteuer verbundene Höhe der

Kirchensteuer treffe alle Steuerpflichtigen ab einer gewissen

Einkommenshöhe gleichermaßen und sei daher vom Gesetzgeber

gewollt.

Auch aus dem Kirchensteuerrecht ergebe sich kein Erlasstatbestand.

Weder das Kirchensteuergesetz Nordrhein-Westfalen noch die

Kirchensteuerordnung des Beklagten enthielten Aussagen zu

Kappung der Progression beziehungsweise zu einem entsprechenden

Erlass der Kirchensteuer.

Schließlich sei auch die von den Klägern angeführte Bischöfliche

Anordnung nicht geeignet, den begehrten Erlass zu begründen. Dabei

könne offenbleiben, ob diese Anordnung überhaupt eine

ausreichende gesetzliche Grundlage für einen Kirchensteuererlass

darstellen kann. Jedenfalls lägen die hierin genannten

Voraussetzungen nicht vor. Zum einen sei ausdrücklich geregelt,

dass die dem 25-prozentigen Steuersatz für Kapitaleinkünfte

unterliegenden Beträge bei der Kappung außer Ansatz blieben. Zum

anderen wären die Kapitaleinkünfte in die Bemessungsgrundlage für

den Kappungsbetrag von vier Prozent einzubeziehen, wodurch der

Höchstbetrag noch oberhalb der festgesetzten Kirchensteuer läge.

Finanzgericht Münster, Gerichtsbescheid vom 15.06.2021, 4 K

1768/20 Ki, rechtskräftig
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Banken: "Bis zu"-Angabe für Überziehungszinssatz

unzulässig

Banken müssen die Zinssätze für Dispokredite in der Werbung und im

Preisverzeichnis deutlich hervorheben. Hat eine Bank nach

Kundengruppen differenzierte Zinssätze, darf sie den

Überziehungszinssatz nicht mit "bis zu 10,90 Prozent" angeben. Das

hat der Bundesgerichtshof (BGH) in zwei Verfahren gegen die

Deutsche Bank und die Sparda-Bank Hessen entschieden, wie der

Verbraucherzentrale Bundesverband (vzbv) mitteilt, der gegen die

beiden Banken geklagt hatte.

"Die Urteile des Bundesgerichtshofes sind ein wichtiger Schritt für

mehr Transparenz bei den Dispozinsen", sagt David Bode,

Rechtsreferent beim vzbv. "Banken müssen die Zinssätze besonders

hervorheben und eindeutig über die Kosten für eine

Kontoüberziehung informieren." Das sei auch bitter nötig. Viele

Banken verlangten auch in der gegenwärtigen Niedrigzinsphase noch

einen Zinssatz von mehr als zehn Prozent.

Schon seit März 2016 seien Banken verpflichtet, die Zinssätze für

Überziehungsmöglichkeiten "klar, eindeutig und in auffallender

Weise" anzugeben, unterstreicht der vzbv. Auf der Internetseite der

Sparda-Bank Hessen hätten sich die Dispozinssätze nicht von den

übrigen Angaben im Preisverzeichnis und im Preisaushang abgehoben.

Die Deutsche Bank habe im Internet den Zinssatz für Dispokredite für

Nutzer eines AktivKontos mit "bis zu 10,90 % p.a." angegeben. In

Klammern habe gestanden, dass sich der Zinssatz nach Dauer und

Umfang der Kundenbeziehung richte. Damit sei für Kunden

weitgehend unklar geblieben, wie viel Zinsen sie für eine

Kontoüberziehung zahlen müssen. Aus dem online abrufbaren

Preisaushang sei eine Zinsspanne von 7,90 bis 10,90 Prozent

hervorgegangen – allerdings nicht in auffallender Weise.

Der vzbv hatte bei beiden Banken beanstandet, dass die

Dispozinssätze nicht hervorgehoben waren. Bei der Deutschen Bank

kritisierte der Verband außerdem die ungenaue Zinsangabe. Das

Oberlandesgericht (OLG) Frankfurt am Main hatte beiden Klagen

stattgegeben. Die dagegen gerichteten Revisionen der Banken habe

der BGH jetzt in letzter Instanz abgewiesen, so der vzbv.

Dispozinssätze müssten deutlich gegenüber den anderen Angaben

zum Girokonto hervorgehoben sein, stelle der BGH klar. Nur dann

würden Kunden in auffallender Weise über die Kosten der

Kontoüberziehung informiert, wie es gesetzlich vorgeschrieben ist.

Der BGH habe sich auch der Ansicht des vzbv angeschlossen, dass es

nicht klar und eindeutig ist, wenn eine Bank nach Kundengruppen

differenzierte Dispozinssätze hat, aber lediglich einen Zinssatz "bis zu

… Prozent" nennt. Zuvor habe bereits das OLG Frankfurt am Main

geurteilt, dass die Dispozinsen nicht in der Gesamtdarstellung der

Bankkonditionen versteckt sein dürfen und Banken mit

differenzierten Zinssätzen zumindest die Zinsspanne angeben

müssen.

Verbraucherzentrale Bundesverband, PM vom 18.08.2021 zu

Bundesgerichtshof, Urteil vom 29.06.2021, XI ZR 46/20 (Deutsche

Bank) und XI ZR 19/20 (Sparda-Bank Hessen)

Austausch von Steuerdaten mit USA und anderen

Staaten: Bundesregierung informiert

Die Bundesregierung informiert in der Antwort (BT-Drs. 19/32236)

auf eine Kleine Anfrage (BT-Drs. 19/30741) der Fraktion Die Linke

über den Informationsaustausch mit anderen Staaten in

Steuersachen. Unter anderem führt sie aus, dass 2019 Daten zu

mehr als 300.000 Konten mit Kontosalden von in der Summe mehr

als 50 Billionen Euro von den USA nach Deutschland übermittelt

wurden.

Teilweise beruft sich die Regierung bei der Beantwortung auf

Vertraulichkeit. Diese bilde "einen fundamentalen Grundsatz der

zwischenstaatlichen Amtshilfe" und folge dem Prinzip der

Gegenseitigkeit, schreibt die Regierung. Diese Antworten seien daher

nur für die Abgeordneten in der Geheimschutzstelle des Bundestages

einsehbar.

Deutscher Bundestag, PM vom 20.09.2021
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Immobilien-

besitzer

BMF: Gewinnerzielungsabsicht bei kleinen

Photovoltaikanlagen und vergleichbaren

Blockheizkraftwerken

Nach Erörterung mit den obersten Finanzbehörden der Länder gelten

zur ertragsteuerlichen Behandlung kleiner Photovoltaikanlagen und

vergleichbarer Blockheizkraftwerke (BHKW) die im BMF-Schreiben

vom 29.10.2021 genannten Regelungen. Diese dienen der

Vereinfachung des Verwaltungsverfahrens, da bei Inanspruchnahme

der Vereinfachungsregelung aufwändige und streitanfällige

Ergebnisprognosen für die Beurteilung der Gewinnerzielungsabsicht

weder erstellt noch geprüft werden müssen.

Dieses Schreiben tritt an die Stelle des BMF-Schreibens vom 2. Juni

2021 (IV C 6 - S 2240/ 19/10006:003, 2021/0627224, BStBl I S. 722),

das hiermit aufgehoben wird.

Das BMF-Schreiben kann hier auf der Internetseite des

Bundesfinanzministeriums heruntergeladen werden (PDF).

Elektrofahrzeuge: Kein Anspruch auf Genehmigung

des Einbaus einer Ladestation durch selbstgewählten

Anbieter

Das Amtsgericht (AG) München hat die Klage eines Ehepaares gegen

seine Vermieterin auf Erlaubnis der Errichtung einer

Elektroladestation für Elektrofahrzeuge auf eigene Kosten durch eine

von dem Paar selbst gewählte Firma abgewiesen.

Die Kläger hatten in München eine Wohnung samt

Tiefgaragenstellplatz gemietet. Zu dem 2012 errichteten

Wohnkomplex gehören bei rund 200 Mietparteien knapp 200

Tiefgaragenstellplätze, die über zwei Hausanschlüsse mit Strom

versorgt werden. Für ihr künftiges Hybridfahrzeug beabsichtigen die

Kläger, eine Fachfirma mit der Errichtung einer Ladestation zu

beauftragen, die Einbaukosten von 1.600 bis 1.700 Euro veranschlagt,

keine Nutzungspauschale erhebt und die Ladestation direkt an den

zur Wohnung gehörenden Stromzähler anschließen würde.

Die Beklagte hält dagegen, dass über jeden Hausanschluss nur fünf bis

zehn Ladestationen angeschlossen werden könnten. 27 Mietparteien

hätten aber bereits Interesse an einer Ladestation angemeldet.

Die Beklagte verweist die Kläger deswegen an einen städtischen

Versorger, der für die Errichtung bei einer Einmalzahlung von 1.499

Euro eine monatliche Nutzungspauschale von 45 Euro und eine nach

Fahrzeugtypen gestaffelte monatliche Strompauschale in Rechnung

stellen würde. Nur dieser könne durch technische Maßnahmen wie

Verlegung von Brückenkabeln, die Erstellung eines Trafos, neuer

Zuleitungsleitungen und neuer Zähler eine Versorgung so vieler

Ladestationen ohne Überlastung der Hausanschlüsse gewährleisten.

Die Kläger hätten angesichts der öffentlichen Förderung ohnehin nur

einen Bruchteil dieser Kosten zu tragen. Aus Gründen der

Gleichbehandlung und weil damit zu rechnen sei, dass in nächster

Zeit mehrere Mieter nach Ladestationen verlangen, sei es nicht

möglich, den Klägern die erbetene Erlaubnis zu erteilen.

Die Kläger meinen, dass in ihrem Fall bei noch nicht erreichten 20

Ladestationen eine solche Überlastung des Stromnetzes eben noch

nicht zu befürchten sei und sie nicht auf das langfristig für sie teurere

Angebot verwiesen werden dürften. Hiermit drangen sie vor de AG

München nicht durch.

Gemäß § 554 Absatz 1 Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) könne der

Mieter verlangen, dass ihm der Vermieter bauliche Veränderungen

der Mietsache erlaubt, die dem Gebrauch durch Menschen mit

Behinderungen, dem Laden elektrisch betriebener Fahrzeuge oder

dem Einbruchsschutz dienen. Der Anspruch bestehe nicht, wenn die

bauliche Veränderung dem Vermieter auch unter Würdigung der

Interessen des Mieters nicht zugemutet werden kann.

Grundsätzlich solle dem Mieter im Rahmen der allgemeinen

Vertragsfreiheit offenstehen, wen er für entsprechende bauliche

Veränderungen an der Mietsache beauftragt. Dies sei insofern

sachgerecht, so das AG, als der Mieter die erforderlichen Kosten für

die bauliche Veränderung zu tragen hat. Allerdings sei es dem

Vermieter auch nicht verwehrt, eine Gleichbehandlung mehrerer

Mietparteien anzustreben. Dies könne sogar, wie für jeden

nachvollziehbar, für einen friedvollen Umgang von mehreren

Mietern in einer Wohnanlage sinnvoll sein. Insofern sei es den

Mietern, hier den Klägern zumutbar, den Kontraktionszwang im

Hinblick auf die sachlichen Argumente der Vermieterpartei

hinzunehmen. Daher sei es mit Blick auf die Interessen der anderen

Mietparteien nur gerecht, nunmehr eine für alle Interessierten

gleiche Lösung mit der Errichtung durch die Stadtwerke München zu

gewähren, welche eine Überlastung des Stromnetzes technisch

verhindern können.

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Einkommensteuer/20211029-gewinnerzielungsabsicht-bei-kleinen-photovoltaikanlagen-und-vergleichbaren-blockheizkraftwerken.pdf?__blob=publicationFile&v=2
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Es wäre nicht akzeptabel, den Klägern vorliegend eine private Lösung

zu erlauben, spätestens aber nach Ausschöpfen der geringen Kapazität

weiteren Interessenten die Lösung aufgrund der Stromproblematik zu

versagen.

Im Ergebnis müssten die Interessen der Kläger mit der gewünschten

Elektrofirma zu kontrahieren zurücktreten. Zu bedenken ist laut AG,

dass die Beklagte dem Anspruch aus § 554 BGB insofern Rechnung

trägt, als sie die Installation einer Ladevorrichtung für Elektro- und

Hybridautos den Klägern grundsätzlich erlaubt, jedoch verbunden mit

der Bedingung der Wahl des Vertragspartners durch die Beklagte.

Diese Einschränkung sei im Hinblick auf die sachlichen Gründe

(Problematik der ganzheitlichen Stromversorgung, Gleichbehandlung

der nunmehr Interessierten) hinzunehmen.

Amtsgericht München, Urteil vom 01.09.2021, 416 C 6002/21, nicht

rechtskräftig

Gemeindliches Vorkaufsrecht zwecks Milieuschutzes:

Mögliche erhaltungswidrige Nutzungsabsichten

irrelevant

Das Vorkaufsrecht für ein Grundstück, das im Geltungsbereich einer

Erhaltungssatzung beziehungsweise -verordnung liegt, darf von der

Gemeinde nicht auf der Grundlage der Annahme ausgeübt werden,

dass der Käufer in Zukunft erhaltungswidrige Nutzungsabsichten

verfolgen werde. Das hat das Bundesverwaltungsgericht (BVerwG)

entschieden.

Die Klägerin, eine Immobiliengesellschaft, wendet sich gegen die

Ausübung des gemeindlichen Vorkaufsrechts. Sie erwarb ein im

Berliner Bezirk Friedrichshain-Kreuzberg gelegenes Grundstück, das

mit einem Mehrfamilienhaus aus dem Jahr1889 bebaut ist, in dem

sich 20 Mietwohnungen und zwei Gewerbeeinheiten befinden. Das

Grundstück liegt im Geltungsbereich einer Verordnung, die dem

Schutz der Erhaltung der Zusammensetzung der Wohnbevölkerung

aus besonderen städtebaulichen Gründen dient (so genannte

Milieuschutzsatzung). Das Bezirksamt übte das Vorkaufsrecht

zugunsten einer landeseigenen Wohnungsbaugesellschaft aus, um der

Gefahr zu begegnen, dass ein Teil der Wohnbevölkerung aus dem

Gebiet verdrängt wird, wenn im Anschluss an die Veräußerung die

Wohnungen aufgewertet und die Mieten erhöht oder die

Mietwohnungen in Eigentumswohnungen umgewandelt würden.

Die hiergegen gerichtete Klage hatte in den Vorinstanzen keinen

Erfolg. Das Oberverwaltungsgericht (OVG) hat ausgeführt, dass das

Wohl der Allgemeinheit die Ausübung des Vorkaufsrechts

rechtfertige. Die sozialen Erhaltungsziele würden gefördert. Werde

das Vorkaufsrecht nicht ausgeübt, seien nach Lage der Dinge die

vom Bezirksamt aufgezeigten erhaltungswidrigen Entwicklungen zu

befürchten. Ein gesetzlicher Ausschlussgrund für die Ausübung des

Vorkaufsrechts liege nicht vor; die zu erwartenden Nutzungen des

Erwerbers seien ebenfalls zu berücksichtigen.

Das BVerwG ist dem nicht gefolgt. Es hat das Berufungsurteil

aufgehoben und der Klage stattgegeben. Der Beklagte durfte sein

Vorkaufsrecht nach § 24 Absatz 1 Nr. 4 Baugesetzbuch (BauGB) für

das im Geltungsbereich einer Erhaltungsverordnung gelegene

Grundstück nicht ausüben. Nach § 26 Nr. 4 Alt. 2 BauGB sei die

Ausübung des Vorkaufsrechts ausgeschlossen, wenn das Grundstück

entsprechend den Zielen oder Zwecken der städtebaulichen

Maßnahmen bebaut ist und genutzt wird und eine auf ihm errichtete

bauliche Anlage keine Missstände oder Mängel im Sinne des § 177

Absatz 2 und 3 Satz 1 aufweist. Diese Voraussetzungen lägen nach

den nicht mit Verfahrensrügen angegriffenen und für das BVerwG

daher bindenden Tatsachenfeststellungen des OVG vor.

§ 26 Nr. 4 BauGB sei nach seinem Wortlaut eindeutig auf die

tatsächlichen Verhältnisse im Zeitpunkt der letzten

Behördenentscheidung über das Vorkaufsrecht bezogen. Eine

Auslegung in dem Sinne, dass die Vorschrift auf Vorkaufsrechte für

Grundstücke im Geltungsbereich einer Erhaltungssatzung keine

Anwendung findet, komme nicht in Betracht. Es sei nicht ersichtlich,

dass der Gesetzgeber bei der Neuregelung des BauGB die alte

Rechtslage nach dem BBauG insoweit unverändert übernehmen

wollte und ihm dies bei der Gesetzesformulierung lediglich

"misslungen" ist. Die vom OVG angestellte Prüfung, ob zukünftig

von erhaltungswidrigen Nutzungsabsichten auszugehen ist, scheide

daher aus.

Bundesverwaltungsgericht, Urteil vom 09.11.2021, BVerwG 4 C 1.20
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Angestellte

In Drittstaaten erzielter, im Inland steuerfreier

Arbeitslohn: Kein Sonderausgabenabzug inländischer

Pflichtbeiträge zu Renten- und

Arbeitslosenversicherung

Beiträge zur Renten- und Arbeitslosenversicherung, die im

Zusammenhang mit den nach einem Doppelbesteuerungsabkommen

im Inland steuerfreien Einnahmen aus einer Tätigkeit des

Steuerpflichtigen in einem Drittland stehen, sind nicht als

Sonderausgaben nach § 10 Absatz 2 Satz 1 Nr. 1

Einkommensteuergesetz (EStG) in der am 01.01.2021 geltenden

Fassung abzugsfähig. Denn erzielt der Steuerpflichtige steuerfreie

Einnahmen, die gleichzeitig Pflichtbeiträge an die

Sozialversicherungsträger auslösen, so bestehe ein unmittelbarer

wirtschaftlicher Zusammenhang zwischen den Einnahmen und den

Aufwendungen, erläutert das Finanzgericht (FG) Hamburg. Das habe

zur Folge, dass die Steuerbefreiung dem Sonderausgabenabzug

logisch vorgeht.

Ein Sonderausgabenabzug lasse sich nicht auf die analoge Anwendung

des § 10 Absatz 2 Satz 1 Nr. 1 Halbsatz 2 a) bis c) EStG stützen, fährt

das Gericht fort. Denn diese Regelung sei aufgrund des

entgegenstehenden Willens des Gesetzgebers nicht auf steuerfreie

Einkünfte aus Drittstaaten anwendbar. Auch sei eine einschränkende

Auslegung des Abzugsverbots gemäß § 10 Absatz 2 Satz 1 Nr. 1

Halbsatz 1 EStG nicht verfassungsrechtlich zwingend geboten. Die

Notwendigkeit einer solchen einschränkenden Auslegung folge weder

aus dem subjektiven Nettoprinzip noch aus dem

Folgerichtigkeitsgebot.

Der Kläger war im Streitjahr 2016 bei einem deutsch-chinesischen

Joint Venture als Diplomkaufmann tätig, wobei er insgesamt 224

Arbeitstage in China verbrachte. Er erzielte insoweit Einkünfte aus

nichtselbstständiger Tätigkeit sowohl in Deutschland als auch in

China. Von den erklärten Einkünften entfielen 12,28 Prozent auf im

Inland steuerpflichtige Einkünfte und die restlichen 87,72 Prozent auf

nach Artikel 15 des Doppelbesteuerungsabkommens zwischen

Deutschland und China vom 28.03.2014 ("DBA-China") im Inland

steuerfreie Einkünfte. Zudem wurden Beiträge zur Renten- und zur

Arbeitslosenversicherung für das gesamte Streitjahr als

Sonderausgaben erklärt.

Das Finanzamt ließ die in Zusammenhang mit den steuerfreien

Einkünften stehenden Vorsorgeaufwendungen unberücksichtigt. Die

hiergegen gerichtete Klage hatte keinen Erfolg. Die nicht

berücksichtigten Vorsorgeaufwendungen stünden in unmittelbarem

wirtschaftlichen Zusammenhang mit den im Inland steuerfreien

Einnahmen aus der Tätigkeit in China, sodass sie gemäß § 10 Absatz

2 Satz 1 Nr. 1 EStG in der am 01.01.2021 geltenden Fassung (n.F.), die

gemäß § 52 Absatz 18 Satz 4 EStG in der Fassung des Artikels 1 des

Gesetzes vom 21.12.2020 in allen noch offenen Fällen anzuwenden

sei, nicht abziehbar seien. Eine analoge Anwendung des § 10 Absatz

2 Satz 1 Nr. 1 Halbsatz 2 a) bis c) EStG n.F. auf Drittstaaten komme

ebenso wenig in Betracht wie eine einschränkende Auslegung des

Sonderausgabenabzugsverbots gemäß § 10 Absatz 2 Satz 1 Nr. 1

EStG n.F., so das FG. Die Notwendigkeit einer einschränkenden

Auslegung folge insbesondere nicht aus den verfassungsrechtlichen

Prinzipien des subjektiven Nettoprinzips sowie des

Folgerichtigkeitsgebots.

Das FG hat die Revision zugelassen wegen grundsätzlicher

Bedeutung mit Blick auf die besondere Fallkonstellation des

Zusammentreffens der inländischen Sozialversicherungspflicht und

eines möglichen anteiligen Abzugsverbotes nach § 10 Absatz 2 Nr. 1

EStG n.F. wegen Drittstaateneinkünften, ohne dass die übrigen

Vorsorgeaufwendungen zur Altersvorsorge im In- oder Ausland

abzugsfähig sind. Zudem hat es die Revision zur Sicherung einer

einheitlichen Rechtsprechung zugelassen, weil das FG Düsseldorf mit

Urteil vom 10.07.2018 entschieden hat, dass inländische Beiträge zur

Rentenversicherung, die mit nach DBA-China steuerfrei (mit

Progressionsvorbehalt) gestellten Einkünften in Zusammenhang

stehen und im Beschäftigungsstaat China nicht abziehbar sind, als

Sonderausgaben nach § 10 Absatz 2 Nr. 1 EStG zu berücksichtigen

sind (10 K 1964/17, Revision X R 25/18 aus formalen Gründen

verworfen).

Der Gerichtsbescheid des FG ist nicht rechtskräftig. Die zugelassene

Revision wurde eingelegt (I R 31/21).

Finanzgericht Hamburg, Gerichtsbescheid vom 14.06.2021, 1 K

73/19, nicht rechtskräftig
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Echte Abfindung ist nicht wertguthabenfähig

Eine echte Abfindung für den Verlust eines Arbeitsplatzes unterliegt

der Lohnsteuer und kann nicht zur Aufstockung eines

Wertguthabenkontos (Zeitwertkonto) genutzt werden, da kein

sozialversicherungspflichtiges Arbeitsentgelt vorliegt. Dies stellt das

Finanzgericht (FG) Berlin-Brandenburg klar.

Im Streitfall schloss die Klägerin mit dem Betriebsrat aufgrund von

Umstrukturierungsmaßnahmen einen Interessenausgleich mit dem

Ziel, Personal abzubauen. Darin wurde ausscheidenden

Arbeitnehmern eine "Freiwilligen-Abfindung" (Freiwilligenprogramm)

zugesagt, die mit der Beendigung des Arbeitsverhältnisses fällig

wurde. Es wurde die Möglichkeit eingeräumt, die Abfindungsleistung

in das für sie geführte Langzeitkonto einzubringen. Das aufgestockte

Wertguthaben sollte nach Ende der Beschäftigung nach § 7f

Sozialgesetzbuch IV (SGB IV) auf die Deutsche Rentenversicherung

Bund (DRV) übertragen werden. Die Klägerin unterwarf die

Abfindungen, soweit sie dem Langzeitkonto zugeführt wurden, nicht

der Lohnsteuer und führte auch keine Beiträge zur

Gesamtsozialversicherung ab.

Das FG hat entschieden, dass Abfindungen aus Anlass der Beendigung

des Arbeitsverhältnisses lohnsteuerrechtlichen Arbeitslohn darstellen

und mit Beendigung des Arbeitsverhältnisses zugeflossen sind.

Die an die Arbeitnehmer aufgrund des Freiwilligenprogramms

geleistete Abfindung sei jedoch kein sozialversicherungspflichtiges

Arbeitsentgelt im Sinne des § 14 SGB IV. Die Vereinbarung über die

Zuführung der Abfindung zu einem Wertguthaben sei daher wegen

Fehlens der Geschäftsgrundlage unwirksam, da eine echte Abfindung

nicht wertguthabenfähig sei. Daher sei die Übertragung der um die

Abfindungsbeträge scheinbar aufgestockten Wertguthabenkonten

auch nicht wirksam nach Maßgabe von § 7f Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 SGB

IV auf die DRV möglich gewesen. Folglich greife auch die

Steuerbefreiung nach § 3 Nr. 52 Einkommensteuergesetz nicht.

Gegen das Urteil wurde Revision eingelegt, die beim Bundesfinanzhof

unter dem Aktenzeichen IX R 25/21 anhängig ist.

Finanzgericht Berlin-Brandenburg, Urteil vom 16.06.2021, 4 K

4206/18, nicht rechtskräftig

Arbeitsverhältnis: Unwirksame Befristung aufgrund

elektronischer Signatur

Ein von beiden Seiten nur in elektronischer Form unterzeichneter

befristeter Arbeitsvertrag genügt den Formvorschriften für die

wirksame Vereinbarung einer Befristung nicht. Der Arbeitsvertrag

gilt als auf unbestimmte Zeit geschlossen, wie das Arbeitsgericht

(ArbG) Berlin entschieden hat.

Gemäß § 14 Absatz 4 Teilzeit- und Befristungsgesetz bedarf die

Befristung eines Arbeitsvertrages zu ihrer Wirksamkeit der

Schriftform. In dem der Entscheidung zugrunde liegenden Fall haben

der Arbeitnehmer und die Arbeitgeberin einen befristeten

Arbeitsvertrag als Mechatroniker nicht durch eigenhändige

Namensunterschrift auf dem Vertrag abgeschlossen, sondern unter

Verwendung einer elektronischen Signatur.

Das ArbG hat entschieden, dass jedenfalls die hier verwendete Form

der Signatur dem Schriftformerfordernis nicht genüge. Auch wenn

man annehme, dass eine qualifizierte elektronische Signatur im

Sinne des § 126a Bürgerliches Gesetzbuch zur wirksamen

Vereinbarung einer Befristung ausreiche, liege in diesem Fall keine

solche vor.

Für eine qualifizierte elektronische Signatur sei eine Zertifizierung

des genutzten Systems gemäß Artikel 30 der Verordnung (EU) vom

23.07.2014 über elektronische Identifizierung und Vertrauensdienste

für elektronische Transaktionen im Binnenmarkt erforderlich. Eine

solche Zertifizierung durch die gemäß § 17 Vertrauensdienstgesetz

zuständige Bundesnetzagentur biete das verwendete System nicht.

Entsprechend sei die Vereinbarung der Befristung mangels

Einhaltung der Schriftform unwirksam. Der Arbeitsvertrag gelte

gemäß § 16 Teilzeit- und Befristungsgesetz als auf unbestimmte Zeit

geschlossen.

Gegen die Entscheidung ist das Rechtsmittel der Berufung zum

Landesarbeitsgericht Berlin-Brandenburg gegeben.

Arbeitsgericht Berlin, Urteil vom 28.09.2021, 36 Ca 15296/20, nicht

rechtskräftig
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Familie und

Kinder

Kein Pflegegeld bei länger als 28 Tage dauernder

stationärer Behandlung

Für die Dauer einer länger als 28 Tage dauernden stationären

Behandlung eines behinderten Kindes ist kein Pflegegeld zu gewähren.

Das hat das Sozialgericht (SG) Osnabrück entschieden.

Die Klägerin, ein 2008 geborenes Mädchen, leidet an Trisomie 21,

einer Darmerkrankung und einem angeborenen Herzfehler. Für sie

wurde der Pflegegrad 4 anerkannt, und sie bezog Pflegegeld für die

häusliche Pflege durch ihre Eltern. Von September 2017 bis August

2018 wurde das Mädchen in einem Herzzentrum stationär behandelt.

Für die ersten 28 Tage des Krankenhausaufenthaltes zahlte die

beklagte Pflegeversicherung Pflegegeld, für den Zeitraum darüber

hinaus nicht. Die Pflegekasse verwies darauf, dass Pflegegeld nur für

28 Tage gezahlt werden, weil danach von Gesetzes wegen das Ruhen

angeordnet sei (§ 34 Absatz 2 Satz 2 sozialgesetzbuch XI – SGB XI).

Demgegenüber hat das durch seine Eltern vertretene Mädchen im

Klageverfahren geltend gemacht, wegen der Komplexität seiner

Erkrankung und der erwarteten Spenderherzoperation sei eine

ständige Präsenz der pflegenden Eltern erforderlich gewesen. Die

gesetzliche Regelung würdige individuelle Umstände nicht. Faktisch

hätten seine Eltern die eigentlich dem Krankenhaus obliegende Pflege

übernommen.

Das SG Osnabrück hat dagegen die Entscheidung der Pflegekasse

bestätigt, da die Regelung des § 34 Absatz 2 Satz 2 SGB XI

anzuwenden sei. Hiernach werde Pflegegeld nur für vier Wochen eines

stationären Krankenhausaufenthalts gezahlt; dann ruhe der Anspruch.

Das Gericht hat darauf hingewiesen, dass nach dem Willen des

Gesetzgebers so eine Doppelzahlung vermieden werden solle. Denn

ein objektiver Pflegebedarf an häuslicher Pflege bestehe nicht parallel

bei stationärer Versorgung. Würde also – über die vier Wochen hinaus

– während des Krankenhausaufenthaltes Pflegegeld gezahlt, käme es

zumindest finanziell zu einer doppelten Leistung. Individuelle

Umstände berücksichtigt das Gesetz nicht. Das gilt nach der Ansicht

des Gerichts auch dann, wenn wie im zu entscheidenden Fall

nachvollziehbar ist, dass eine Präsenz der Pflegeperson bei dem

Pflegebedürftigen notwendig ist. Auch eine Minderjährigkeit,

Behinderung des Pflegebedürftigen oder ein langer

Krankenhausaufenthalt führten zu keiner anderen Einschätzung.

Anders als die Klägerin ist das SG davon ausgegangen, dass auch der

Weg einer analogen Rechtsanwendung versperrt ist. Denn durch die

ausdrückliche Regelung des § 34 Absatz 2 S. 2 SGB XI bestehe die

dafür erforderliche Regelungslücke gerade nicht.

Sozialgericht Osnabrück, Urteil vom 07.09.2021, S 14 P 16/19, noch

nicht rechtskräftig

Vaterschaftsanerkennung bei persönlichen

Beziehungen zwischen Vater und Kind nicht

rechtsmissbräuchlich

Die Anerkennung der Vaterschaft eines nichtdeutschen Kindes durch

einen Vater deutscher Staatsangehörigkeit erfolgt "nicht gezielt

gerade zu dem Zweck", die aufenthaltsrechtlichen Voraussetzungen

für Einreise und Aufenthalt zu schaffen, wenn sie auch der

Begründung, Fortsetzung oder Vertiefung einer

Eltern-Kind-Beziehung dient. Das hat das Bundesverwaltungsgericht

(BVerwG) entschieden.

Der Kläger ist deutscher Staatsangehöriger und Beamter im Dienst

des Auswärtigen Amtes, der an verschiedenen Botschaften

eingesetzt war. Er ist im Rechtssinne Vater von neun Kindern, deren

leiblicher Vater er nach seinen Angaben ist. Drei dieser Kinder sind

aus der Ehe mit einer japanischen Staatsangehörigen

hervorgegangen. Bei sechs weiteren Kindern aus verschiedenen

Beziehungen, mit denen er teils zusammenlebt oder denen er

Unterhalt gewährt, hat er die Vaterschaft anerkannt. Während

seines Dienstes in Kamerun lernte er den 2001 geborenen Sohn einer

kamerunischen Staatsangehörigen kennen. Ende 2016 erkannte er

dessen Vaterschaft notariell an. Die Botschaft der Bundesrepublik

Deutschland in Kamerun lehnte es in der Folgezeit ab, die

Zustimmungserklärung der Mutter zur Vaterschaftsanerkennung zu

beurkunden, und stellte mit dem angefochtenen Bescheid vom April

2018 fest, dass diese Zustimmungserklärung missbräuchlich sei (§

85a Aufenthaltsgesetz in Verbindung § 1597a Bürgerliches

Gesetzbuch – BGB).
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Die hiergegen gerichtete Klage hat das Verwaltungsgericht

abgewiesen. Das Oberverwaltungsgericht (OVG) hat der Berufung des

Klägers stattgegeben, weil die Vaterschaftsanerkennung nicht

missbräuchlich (§ 1597a Absatz 1 BGB) sei. Nicht zuletzt aus

verfassungsrechtlichen Gründen sei ein enges Verständnis einer

"missbräuchlichen" Vaterschaftsanerkennung geboten; eine solche

liege nur vor, wenn der alleinige Zweck der Anerkennung darin

bestehe, die rechtlichen Voraussetzungen für eine ansonsten

verwehrte Einreise beziehungsweise einen ansonsten verwehrten

Aufenthalt zu schaffen. Anhaltspunkte, die im Fall für eine rein

aufenthaltsrechtlich motivierte Vaterschaftsanerkennung durch den

Kläger sprechen könnten, seien durch gewichtige Umstände, unter

anderem das Bestehen persönlicher Bindungen, entkräftet. Mit ihrer

Revision hat die Bundesrepublik Deutschland geltend gemacht, für die

Annahme einer "missbräuchlichen", auf die aufenthaltsrechtlichen

Folgen gerichteten Vaterschaftsanerkennung sei ausreichend, dass der

aufenthaltsrechtliche Zweck ein prägender sei.

Das BVerwG hat die Revision zurückgewiesen. Die Anerkennung der

Vaterschaft eines minderjährigen Kindes nichtdeutscher

Staatsangehörigkeit durch einen deutschen Staatsangehörigen zeitige

zwangsläufig (auch) aufenthaltsrechtliche Wirkungen. Diese dürfe ein

die Vaterschaft Anerkennender auch wollen und bezwecken. Im Sinne

des § 1597a Absatz 1 BGB "nicht gezielt gerade zu dem Zweck"

solcher aufenthaltsrechtlichen Wirkungen erfolge eine

Vaterschaftsanerkennung jedenfalls dann, wenn mit ihr ein über die

aufenthaltsrechtlichen Wirkungen hinausgehender, rechtlich

anzuerkennender Zweck verfolgt wird. Dieser Zweck müsse auf die

Begründung, Fortsetzung oder Vertiefung einer Eltern-Kind-Beziehung

bezogen sein. Aus der Vaterschaftsanerkennung resultierende Rechte

und Pflichten müsse der Anerkennende auch tatsächlich wahrnehmen

("leben") wollen.

Das konkrete Maß der tatsächlichen Wahrnehmung hat laut BVerwG

die Vielfalt grundrechtlich geschützter Möglichkeiten zu

berücksichtigen, Eltern-Kind-Beziehungen autonom und

weitestgehend frei von staatlichen Vorgaben auszugestalten; es gebe

kein staatlich vorgeprägtes Bild eines Eltern-Kind-Verhältnisses. Ein

solches, auch erst anzustrebendes Verhältnis umfasse indes

notwendig auch Elemente von elterlicher Verantwortung, ohne dass

diese in allen Dimensionen wahrgenommen werden muss. Eine

häusliche Gemeinschaft sei nicht erforderlich; auch eine

geistig-emotionale Nähebeziehung könne ausreichen. Ob diese

Voraussetzungen gegeben sind, habe die Ausländerbehörde aufgrund

einer umfassenden Würdigung der Umstände des konkreten

Einzelfalles zu beurteilen.

Nach diesen Grundsätzen habe das OVG im Ergebnis zutreffend

verfahrensfehlerfrei die Fortführung und Vertiefung einer

Eltern-Kind-Beziehung im Bundesgebiet als Zweck der

Vaterschaftsanerkennung gesehen.

Bundesverwaltungsgericht, Urteil vom 24.06.2021, BVerwG 1 C

30.20

Kindergeld: Anspruch auch für krankes

ausbildungswilliges Kind

Ein Anspruch auf Zahlung von Kindergeld besteht nach § 32 Absatz 4

Satz 1 Nr. 2c Einkommensteuergesetz (EStG) auch dann, wenn ein

Kind krankheitsbedingt eine begonnene Berufsausbildung abbricht,

sich infolge der Erkrankung nicht um einen neuen Ausbildungsplatz

bemühen kann, aber ausbildungswillig ist. Dies hat das Finanzgericht

(FG) Schleswig-Holstein entschieden.

In dem Urteil heißt es, dass ein Kind sowohl das subjektive als auch

das objektive Tatbestandsmerkmal des § 32 Absatz 4 Satz 1 Nr.2c

EStG erfüllt, wenn es krankheitsbedingt eine begonnene

Berufsausbildung abbricht, sich infolge der Erkrankung nicht um

einen neuen Ausbildungsplatz bemühen kann, aber ausbildungswillig

ist.

Auf die von der Familienkasse eingelegte

Nichtzulassungsbeschwerde hat der Bundesfinanzhof (BFH) die

Revision zugelassen. Das Revisionsverfahren ist beim BFH unter dem

Aktenzeichen III R 52/20 anhängig.

Finanzgericht Schleswig-Holstein, Urteil vom 06.01.2020, 2 K 91/19,

nicht rechtskräftig
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Arbeit,

Ausbildung &

Soziales

Menschen mit Behinderung können nicht zu einem

Umzug gezwungen werden

Behinderte Pflegeheimbewohner dürfen nicht gegen ihren Willen und

auf Geheiß des Sozialamtes, das die – nicht durch das Einkommen des

Mannes zu deckenden – Unterbringungskosten trägt, zu einem

Wechsel in eine Einrichtung für Menschen mit Behinderung

gezwungen werden. Das hat das Landessozialgericht

Niedersachsen-Bremen entschieden.

In dem konkreten Fall ging es um einen 52-jährigen

schwerbehinderten Pflegebedürftigen, von dem das Sozialamt

verlangte, in eine Behinderten-Einrichtung umzuziehen – zu Unrecht:

Fühlt sich der Mann in der bisherigen Einrichtung gut versorgt und

lehnt er einen Wechsel ab, so muss das Sozialamt weiterzahlen, wenn

ohne die Sozialhilfezahlungen die Kündigung des Heimplatzes drohe.

Die freie Entscheidung behinderter Menschen müsse geachtet und

respektiert werden.

LSG Niedersachsen-Bremen, L 8 SO 47/21 B ER

Rentenversicherung: Schwangere mit zwei Kindern

kann einen Haushalt nicht allein führen

Steht ein gesetzlich Rentenversicherter kurz vor einer (auch

psychischen) Rehabilitationsmaßnahme, so muss die

Rentenversicherung die Kosten für eine Haushaltshilfe übernehmen,

wenn er in seiner Familie (zu der seine schwangere, in Teilzeit

arbeitende Ehefrau und 2 Kinder im Alter von 4 und 8 Jahren zählen)

im Regelfall die Haushaltstätigkeiten wie Putzen, Kochen und

Einkaufen erledigt.

Der Mann müsse auch nicht den üblichen "Beschaffungsweg"

einhalten (= Antrag und Abwarten, wie die Rentenversicherung

reagiert), wenn die Hilfe im Haushalt unaufschiebbar geworden ist.

Startet die Reha bereits 2 Tage nach Antragstellung, damit sie auf

jeden Fall pünktlich zur Geburt abgeschlossen werden kann, so darf

direkt eine Firma beauftragt werden, die die Arbeiten im Haushalt

(hier an 3 bis 4 Tagen) übernimmt.

Hessisches LSG, L 2 R 360/18

Bei finanziell leistungsfähigen Großeltern: Keine

gesteigerte Unterhaltspflicht der Eltern für ihre

Kinder

Eltern trifft ausnahmsweise keine gesteigerte Unterhaltspflicht

gegenüber ihren minderjährigen Kindern, wenn finanziell

leistungsfähige Großeltern vorhanden sind. Dies hat der

Bundesgerichtshof (BGH) entschieden. Ein erwerbstätiger Elternteil

müsse für den Kindesunterhalt dann nur sein Einkommen oberhalb

seines sogenannten angemessenen Selbstbehalts (derzeit 1.400

Euro) einsetzen.

Ein Bundesland hat als Träger der Unterhaltsvorschusskasse

Kindesunterhalt aus übergegangenem Recht für den Zeitraum von

Juni 2016 bis einschließlich Dezember 2017 verlangt. Der

Antragsgegner ist der Vater der im August 2010 geborenen M., die

aus seiner inzwischen geschiedenen Ehe mit der Kindesmutter

hervorgegangen ist, sowie eines Sohnes, dem er ebenfalls

unterhaltspflichtig ist. Er verfügte über ein Nettoeinkommen von

rund 1.400 Euro und zahlte an die Kindesmutter, deren

Nettoeinkommen aus einer Teilzeittätigkeit rund 1.000 Euro betrug,

monatlichen Unterhalt für M. in Höhe von 100 Euro. Seine Eltern –

die Großeltern von M. – hatten monatliche Nettoeinkünfte von fast

3.500 Euro beziehungsweise gut 2.200 Euro.

Die Unterhaltsvorschusskasse leistete für M. Unterhaltsvorschuss

und nahm den Vater von auf sie übergegangenen Unterhalt in Höhe

von insgesamt 758,29 Euro in Regress. Der Antragsgegner wandte

ein, er hafte angesichts der leistungsfähigen Großeltern nur bis zur

Höhe des angemessenen Selbstbehalts und sei deswegen nicht

leistungsfähig. Das Amtsgericht hat dem Zahlungsantrag in vollem

Umfang entsprochen. Auf die Beschwerde des Vaters hat das

Oberlandesgericht diese Entscheidung abgeändert und den Antrag

abgewiesen.

Der BGH hat die dagegen vom Land eingelegte Rechtsbeschwerde

zurückgewiesen, weil der Vater nicht über die von ihm erbrachten

Unterhaltszahlungen hinaus leistungsfähig im Sinne des § 1603

Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) gewesen sei.
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Verwandte in gerader Linie hätten einander nach § 1601 BGB

Unterhalt zu gewähren, wobei die Unterhaltspflicht der Eltern für ihre

Kinder derjenigen der Großeltern für ihre Enkel vorgeht (§ 1606

Absatz 2 BGB), erläutert der BGH. Unterhaltspflichtig sei nach § 1603

Absatz 1 BGB nicht, wer seinen angemessenen Unterhalt gefährden

würde; der daraus abgeleitete angemessene Selbstbehalt eines

Elternteils gegenüber seinem Kind betrug seinerzeit 1.300 Euro.

Allerdings treffe Eltern minderjähriger Kinder gemäß § 1603 Absatz 2

Satz 1 BGB eine gesteigerte Unterhaltspflicht, weshalb ihnen insoweit

nur der notwendige Selbstbehalt von seinerzeit 1.080 Euro zusteht.

Diese gesteigerte Verpflichtung trete nach § 1603 Absatz 2 Satz 3

Halbsatz 1 BGB nicht ein, wenn ein anderer unterhaltspflichtiger

Verwandter vorhanden ist.

Wie der BGH nun entschieden hat, führt das Vorhandensein von für

den Enkelunterhalt leistungsfähigen Großeltern dazu, dass die

gesteigerte Unterhaltspflicht der Eltern für ihre minderjährigen Kinder

entfällt. Dies folge nicht nur aus dem Gesetzeswortlaut, der nicht

nach dem Verwandtschaftsgrad differenziert. Es entspreche auch dem

Willen des Gesetzgebers, der diese Regelung seit Inkrafttreten des

Bürgerlichen Gesetzbuchs in der Vorstellung getroffen hatte, die

Erweiterung der Unterhaltspflicht sei wegen der für die Eltern damit

verbundenen Härte nicht gerechtfertigt, so lange andere zur

Gewährung des Unterhalts verpflichtete Verwandte wie etwa

Großeltern vorhanden sind. An dieser gesetzgeberischen Konzeption,

die sich in die Konstruktion des Verwandtenunterhalts als Ausdruck

der generationenübergreifenden Solidarität einfügt, habe sich bis

heute nichts geändert. Werden Großeltern für den Unterhalt ihrer

Enkel herangezogen, stelle dies auch keine verdeckte

Unterhaltsgewährung an die Kindeseltern dar. Vielmehr hafteten sie

gemäß § 1607 Absatz 1 BGB originär nur auf Unterhalt gegenüber

ihren Enkelkindern. Die Kindeseltern müssten ihren eigenen

angemessenen Unterhalt selbst sicherstellen.

Durch dieses Gesetzesverständnis werde das gesetzliche

Rangverhältnis nicht in Frage gestellt. Zudem bleibt gewährleistet,

dass die Ersatzhaftung der Großeltern die Ausnahme darstellt. Dafür

sorge nicht nur die Anordnung des Vorrangs der elterlichen

Unterhaltspflicht, sondern auch, dass Großeltern gegenüber ihren

Enkeln ein deutlich höherer angemessener Selbstbehalt zusteht

(derzeit 2.000 Euro zzgl. der Hälfte des über 2.000 Euro liegenden

Einkommens) als den Eltern gegenüber ihren Kindern. Dass der Staat

für Unterhaltsvorschusszahlungen keinen Regress bei Großeltern

nehmen kann, sei wiederum eine ganz bewusste gesetzgeberische

Entscheidung, könne jedoch nicht dafür maßgeblich sein, welchen

Umfang die zivilrechtliche Unterhaltspflicht der Eltern hat.

Schließlich gäben auch Praktikabilitätserwägungen keine

Veranlassung zu einer abweichenden Gesetzesauslegung. Bereits die

Anzahl der Fälle, in denen intensivere Nachforschungen zu den

Einkommensverhältnissen der Großeltern erforderlich sind, dürfte

begrenzt sein, meint der BGH. Vor allem aber müsse ein auf

Unterhalt in Anspruch genommener Elternteil in solchen Fällen nicht

nur darlegen und beweisen, dass bei Unterhaltszahlung sein

angemessener Selbstbehalt nicht gewahrt wäre, sondern auch, dass

andere leistungsfähige Verwandte vorhanden sind.

Danach habe den Vater hier keine gesteigerte Unterhaltspflicht

getroffen, weil jedenfalls der Großvater ohne weiteres leistungsfähig

für den Kindesunterhalt gewesen sei. Unter Berücksichtigung des

angemessenen Selbstbehalts habe der Vater daher über die bereits

gezahlten 100 Euro hinaus keinen weiteren Kindesunterhalt leisten

müssen.

Bundesgerichtshof, Beschluss vom 27.10.2021, XII ZB 123/21

Leiharbeitnehmer: Erste Tätigkeitsstätte am

Arbeitsort der Entleiherfirma

Bei einem Leiharbeitnehmer, der unbefristet bei einer

Zeitarbeitsfirma beschäftigt ist, schließt die bloße Möglichkeit der

jederzeitigen Versetzung an einen anderen Arbeitsort eine "erste

Tätigkeitsstätte" am Arbeitsort der Entleiherfirma nicht aus. Dies

stellt das Finanzgericht (FG) Niedersachsen klar.

Der Leiharbeitnehmer sei der Entleiherfirma dauerhaft zugeordnet,

wenn sich aus der Zuordnungsentscheidung der Zeitarbeitsfirma

oder aus den Gesamtumständen keine zeitliche Begrenzung des

Einsatzes ergibt.

Finanzgericht Niedersachsen, Urteil vom 13.07.2021, 13 K 63/20
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Bauen &

Wohnen

Dauerwohnrecht unterliegt nicht der

Grunderwerbsteuer

Ein Dauerwohnrecht unterliegt nicht nach § 1 Absatz 2

Grunderwerbsteuergesetz (GrEStG) der Grunderwerbsteuer. Dies

stellt das Finanzgericht (FG) München klar.

Zugunsten des Klägers war per notariellem Vertrag ein

Dauernutzungsrecht gemäß § 31 Wohnungseigentumsgesetz (WEG)

an einem Grundvermögen bestellt worden, das in der Folge auch im

Grundbuch eingetragen wurde. Das beklagte Finanzamt setzte

aufgrund dieses Vorgangs gegen den Kläger Grunderwerbsteuer fest.

Dessen hiergegen gerichtete Klage hatte vor dem FG München Erfolg.

Nach § 1 Absatz 2 GrEStG unterlägen der Grunderwerbsteuer

Rechtsvorgänge, die es ohne Begründung eines Anspruchs auf

Übereignung einem anderen rechtlich oder wirtschaftlich

ermöglichen, ein inländisches Grundstück auf eigene Rechnung zu

verwerten, erläutert das Gericht. Die Verwertungsmöglichkeit werde

im Sinne von § 1 Absatz 2 GrEStG erworben, wenn der

Verwertungsberechtigte an der ganzen Substanz der Immobilie

seinem Wert nach teilhat. Von § 1 Absatz 2 GrEStG würden solche

Fälle erfasst, in denen die Einwirkungsmöglichkeiten dem rechtlichen

Eigentum nahekommen und über die Befugnisse eines Mieters und

Pächters hinausgehen. Das seien Fälle, in denen dem Erwerber

Aufwendungen, Verluste und Wertminderungen zur Last fallen und

ihm Erträgnisse, Wertsteigerungen und Verwertungserlöse

zugutekommen.

Das Dauerwohn- und Nutzungsrecht nach §§ 31 ff. WEG falle nicht

unter den in § 2 GrEStG geregelten Grundstücksbegriff, sodass

Rechtsvorgänge, die sich auf ein derartiges Recht beziehen, nicht der

Grunderwerbsteuer unterliegen, so das FG. Nur in ganz besonderen,

extremen Ausnahmefällen könne der Tatbestand des § 1 Absatz 2

GrEStG, das heißt die Verschaffung der wirtschaftlichen

Verwertungsbefugnis an einem Grundstück, erfüllt sein.

Finanzgericht München, Urteil vom 21.04.2020, 4 K 3105/18

Bausparverträge: Keine Kontoführungsentgelte

Bausparkassen dürfen für die Kontoführung auch in der Ansparphase

kein Entgelt verlangen. Das hat das Oberlandesgericht (OLG) Celle

entschieden. Es stärkt damit die Rechte der Bankkunden.

Eine Bausparkasse hat in ihren Allgemeinen Bedingungen für

Bausparverträge (Bausparbedingungen) eine Entgeltklausel

vorgegeben, nach der für jedes Konto ein "Jahresentgelt" von zwölf

Euro zu zahlen ist. Hiergegen wandte sich ein

Verbraucherschutzverein und verlangte, diese Entgeltklausel nicht

mehr zu verwenden.

Nachdem bereits das Landgericht Hannover dem klagenden Verein

insoweit Recht gegeben hatte, hat jetzt das OLG Celle die von der

Bausparkasse hiergegen eingelegte Berufung zurückgewiesen. Es

widerspreche dem gesetzlichen Leitbild eines Bausparvertrages, ein

Entgelt für die Kontoführung in der Ansparphase zu verlangen. In

dieser Phase sei der Bausparkunde der Darlehensgeber, der nach der

gesetzlichen Regelung kein Entgelt für die Hingabe des Darlehens

schulde. Zudem verwalte die Bausparkasse die Bausparkonten im

eigenen Interesse, weil sie die Einzahlungen sämtlicher Bausparer

geordnet entgegennehmen und erfassen müsse. Der Bausparkunde

erhalte durch diese Leistungen der Bausparkasse schließlich ebenso

wenig wie die Gesamtheit aller Bausparer einen besonderen Vorteil,

sondern nur das, was nach den vertraglichen Vereinbarungen und

gesetzlichen Bestimmungen ohnehin erwartet werden dürfe.

Das OLG hat die Revision gegen diese Entscheidung wegen ihrer

grundsätzlichen Bedeutung zugelassen. Dass

Kontoführungsgebühren in der Darlehensphase nicht wirksam durch

Bausparbedingungen festgesetzt werden können, hatte der

Bundesgerichtshof laut OLG Celle bereits früher entschieden. Eine

höchstrichterliche Klärung betreffend die Ansparphase stehe bislang

noch aus.

Oberlandesgericht Celle, Urteil vom 17.11.2021, 3 U 39/21

Bauherrenrecht: Das "Was" muss in der Klage

genannt werden, nicht das "Warum und Wie"

Streiten sich ein Bauherr und die Baufirma über ein undichtes Dach,

und verklagt der Hauseigentümer die Baufirma, so muss er seine

Forderung zwar klar formulieren, indem er die beanstandeten

Mängel benennt und deren Beseitigung verlangt.

Er muss für eine Wirksamkeit der Klage jedoch nicht die Ursache des

Schadens anführen (die er ja auch gar nicht zwingend kennen muss),

und auch nicht "die Art und Weise, in der der gerügte Mangel zu

beseitigen ist".

Brandenburgisches OLG, 4 U 70/19
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Pflege naher Angehöriger im gleichen Haus kann

Eigenbedarfskündigung rechtfertigen

Die Pflege naher Angehöriger im gleichen Haus kann die Kündigung

wegen Eigenbedarfs rechtfertigen. Dies hat das Amtsgericht (AG)

München entschieden und ein Ehepaar dazu verurteilt, seine 77

Quadratmeter große Drei-Zimmer-Mietwohnung in München zu

räumen und an die auf Eigenbedarf klagende Vermieterin unter

Gewährung einer Frist bis 31.12.2021 herauszugeben.

Die ursprünglichen Vermieter der aufgrund Mietvertrages zum

01.03.2013 für nun 759 Euro monatlich zuzüglich 60 Euro

Heizkostenpauschale den Beklagten überlassenen Wohnung

übertrugen diese im Sommer 2020 an ihre klagende Großnichte

gegen eine monatliche Leibrente von 800 Euro. Die Großnichte

verpflichtete sich zudem auf Wunsch der Übergeber, ein über

80-jähriges Ehepaar, sie bei Einkäufen, Besorgungen, sowie bei

Arztbesuchen zu unterstützen.

Das Eigenbedarfskündigungsschreiben vom 15.10.2020 begründete

die Klägerin damit, für ihre derzeit bewohnte 50 Quadratmeter große

Zwei-Zimmerwohnung, die etwa 2,7 Kilometer entfernt sei, 1.300

Euro Miete zahlen zu müssen. Großonkel und Großtante seien

altersbedingt auf ihre Unterstützung angewiesen. Die Hilfe der

Klägerin bei Angelegenheiten des täglichen Bedarfs sei Voraussetzung

und Grund für die Übertragung des Eigentums an der Wohnung

gewesen, die sich im selben Wohnhaus befinde wie die ihrer

Verwandten. Sie arbeite nicht erst seit Corona im Homeoffice, könne

einerseits deswegen im Notfall auch rasch Hilfe leisten und benötige

andererseits dafür auch ein Arbeitszimmer. Sie wolle die Wohnung

mit ihrem Lebensgefährten und ihren zwei Katzen beziehen.

Die Beklagten halten eine Hilfeleistung auch aus der derzeitigen

Entfernung für möglich. Diese sei auch noch nicht erforderlich. Wegen

ihrer begrenzten finanziellen Verhältnisse sei ihnen eine

Wohnungssuche nicht zumutbar. Ein Umzug würde die

gesundheitliche angeschlagene Situation der Ehefrau erheblich

verschlechtern.

Das AG München gab der Klägerin Recht. Der Entschluss des

Vermieters, die Wohnung selbst zu nutzen, sei grundsätzlich zu

achten. Der Nutzungswunsch müsse aber hinreichend bestimmt und

konkret sein und ernsthaft verfolgt werden, von vernünftigen oder

nachvollziehbaren Gründen getragen werden und nicht

rechtsmissbräuchlich sein. Angesichts des detaillierten und

vollumfänglich nachvollziehbaren und glaubhaften Vortrags der

Klägerin bestünden keine Zweifel am vorgetragenen

Eigennutzungswunsch der Klägerin. Auf den konkreten aktuellen

Gesundheitszustand des Großonkels und der Großtante der Klägerin

komme es hierbei nicht an. Bereits angesichts des Alters sei eine

zeitnahe Hilfsbedürftigkeit derart naheliegend, dass selbst eine

aktuell guter Gesundheitszustand in keiner Weise gegen den

Nutzungswunsch der Klägerin spräche.

Auch der attestierte Bluthochdruck der gerade über 70-jährigen

Beklagten mit Gefahr von Herzinfarkt und Schlaganfall begründe

noch nicht die Annahme einer der Kündigung entstehenden

besonderen Härte im Sinne des Gesetzes. Auch sei zur behaupteten

Unmöglichkeit, geeigneten Ersatzwohnraum zu finden, nicht

ausreichend vorgetragen worden. Die vorgetragenen Bemühungen,

sich über Onlineportale, in denen gerichtsbekannt ein hohes

Aufkommen an Mietinteressenten generiert wird, um die Anmietung

einer Wohnung zu bemühen, reiche jedenfalls zur Erfüllung der

Obliegenheit der Beklagten, eine Ersatzwohnung zu zumutbaren

Bedingungen zu finden, nicht aus, zumal sich der substantiierte

Vortrag allesamt auf Anfragen aus dem Jahr 2021 und somit mehr

als zweieinhalb Monate nach Erhalt der Kündigung beziehe.

Den Beklagten war nach Überzeugung des Gerichts aber vorliegend

eine Räumungsfrist bis zum 31.12.2021 zu gewähren. Angesichts der

glaubhaft geschilderten gesundheitlichen Einschränkungen und des

ebenfalls fortgeschrittenen Alters der Beklagten bei gleichzeitig

beengten finanziellen Verhältnissen seien diese auf dem Mietmarkt

im Großraum München zweifellos unterprivilegiert.

Das Urteil ist nach Rücknahme der Berufung rechtskräftig.

Amtsgericht München, Urteil vom 09.06.2021, 453 C 3432/21,

rechtskräftig
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Ehe, Familie

und Erben

Erbfälle ab 01.07.2016: Keine Erbschaftsteuerpause

beim Erwerb von Privatvermögen

Auch Erbfälle ab dem 01.07.2016 unterliegen der Erbschaftsteuer.

Dies hat der Bundesfinanzhof (BFH) bestätigt. Seine Entscheidung war

von der Praxis mit Spannung erwartet worden, da insbesondere in

Frage gestellt wurde, ob der Gesetzgeber im November 2016

erbschaftsteuerrechtlichen Regelungen rückwirkend ab dem

01.07.2016 in Kraft setzen konnte.

Auslöser des Streits war das Urteil des Bundesverfassungsgerichts

(BVerfG) vom 17.12.2014. Dieses hatte entschieden, dass das damals

gültige Erbschaftsteuerrecht zwar verfassungswidrig war, trotzdem

aber bis zu einer Neuregelung durch den Gesetzgeber weiter

angewendet werden konnte. Der Gesetzgeber wurde verpflichtet,

spätestens bis zum 30.06.2016 eine Neuregelung zu schaffen.

Im Urteilsfall trat der Erbfall für die Klägerin am 28.09.2016 ein. An

diesem Tag verstarb ihre Tante, die ihr ausschließlich Privatvermögen

vererbte. Zu diesem Zeitpunkt war das Gesetzgebungsverfahren zur

Änderung des Erbschaftsteuerrechts noch nicht abgeschlossen.

Deswegen vertrat die Klägerin die Auffassung, ihr Erwerb unterliege

nicht der Erbschaftsteuer. Die Rückwirkung der Neuregelung sei

unzulässig und die Neuregelung damit verfassungswidrig.

Der BFH sah dies anders. Da das BVerfG festgelegt hatte, das

bisherige Recht sei bis zu einer Neuregelung weiter anwendbar, sei die

Festsetzung der Erbschaftsteuer für das erworbene Privatvermögen

auf Grundlage der bestehenden Bestimmungen rechtmäßig gewesen.

Der Gesetzgeber habe lediglich die Besteuerung des Erwerbs von

Betriebsvermögen neu geregelt. Nicht geändert hätten sich die

Regelungen zum Erwerb von Privatvermögen – wie im Fall der

Klägerin. Deshalb konnte der BFH auch offenlassen, ob die 2016

geänderten großzügigen Regelungen zum Erwerb von

Betriebsvermögen verfassungskonform sind. Sie spielten im Streitfall

keine Rolle.

Bundesfinanzhof, Urteil vom 06.05.2021, II R 1/19

250.000 Euro-Darlehen von der 93-jährigen Mutter

ist nicht gewöhnlich

Ein Darlehensvertrag zwischen einem Mann und seiner 93-jährigen

Mutter kann steuerlich nicht anerkannt werden, wenn während der

ersten 15 Jahre der Vertragslaufzeit keine Tilgung stattfindet.

Das gelte auch dann, wenn die vertraglich fixierten Zinsen von drei

Prozent von Vertragsbeginn an geleistet wurden, entschied das FG

Rheinland-Pfalz. In einer solchen Konstellation sei – unter

Anwendung der Fremdvergleichsgrundsätze – eine verschleierte

Schenkung zu sehen. Aufgrund des hohen Alters und der

statistischen Lebenserwartung der Mutter sei von vornherein davon

ausgegangen worden, dass die Rückzahlung nicht mehr stattfinden

wird.

Im entschiedenen Fall ging es um ein Darlehen in Höhe von 250.000

Euro für den Kauf einer vermieteten Immobilie.

FG Rheinland-Pfalz, 1 K 1883/16 vom 14.09.2021

Ehegattin eines Entwicklungshelfers: Kein

Elterngeldanspruch bei fehlendem dauerhaftem

Zusammenleben in einem im Ausland gelegenen

Haushalt

Lebt die im Ausland wohnende Ehegattin eines in einem anderen

Land arbeitenden Entwicklungshelfers nicht mit diesem und dem

gemeinsamen Kind in einem Haushalt zusammen, weil eine

unbeständige häusliche Gemeinschaft besteht, hat sie keinen

Anspruch auf Elterngeld. Dies hat das Landessozialgericht (LSG)

Rheinland-Pfalz entschieden.

Die Klägerin lebte mit dem gemeinsamen Kind ihres Ehemannes,

einem Entwicklungshelfer, in Pretoria. Sie beantragte die Gewährung

von Basiselterngeld für die ersten 14 Lebensmonate des Kindes. Der

Ehemann war während dieser Zeit durchgehend als

Entwicklungshelfer in Addis Abeba, Äthiopien, eingesetzt. Er

verbrachte während der ersten 14 Lebensmonate des Kindes circa 52

Tage bei seiner Familie in Pretoria, wofür er seinen Jahresurlaub

verwandte. Die Klägerin gab an, dass ein Umzug der Familie nach

Äthiopien zwar zunächst angedacht gewesen, jedoch wegen der für

das Familienwohl unzuträglichen Situation vor Ort nicht umgesetzt

worden sei.
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Den Antrag der Klägerin auf Gewährung von Elterngeld lehnte das

Land Rheinland-Pfalz ab. Die Voraussetzung der

Ausnahmebestimmung, wonach Ehepartner, die mit einem

Entwicklungshelfer in einem im Ausland befindlichen Haushalt

zusammenleben, Anspruch auf Elterngeld hätten, sei nicht erfüllt. Es

könne nicht von einem Haushalt im Sinne einer häuslichen

Gemeinschaft in Pretoria ausgegangen werden. Der Ehegatte der

Klägerin habe berufsbedingt überwiegend in Addis Abeba gelebt und

gearbeitet. Die Klage vor dem Sozialgericht hatte keinen Erfolg.

Diese Entscheidung hat das LSG bestätigt. Ein Anspruch auf

Elterngeld bestehe nicht. Dieser sei für Ehegatten eines

Entwicklungshelfers ohne einen Wohnsitz oder einen gewöhnlichen

Aufenthalt in Deutschland nur dann gegeben, wenn sie mit ihrem als

Entwicklungshelfer tätigen Ehegatten "in einem Haushalt" lebten. Der

Begriff des Haushalts sei im Gesetz zum Elterngeld nicht vom

Gesetzgeber definiert worden. Es gebe aber ein allgemeines

sozialrechtliches Begriffsverständnis dahingehend, dass unter

Haushalt eine Familiengemeinschaft verstanden werde, die Merkmale

örtlicher (Familienwohnung), materieller (Vorsorge, Unterhalt) und

immaterieller Art (Fürsorge und Zuwendung) umfasse. Diese

Merkmale könnten sich überschneiden. Es dürfe jedoch keines davon

völlig fehlen.

Prägend für den Haushaltsbegriff im elterngeldrechtlichen Sinne sei,

dass dieser auf eine gewisse Dauer und nicht nur auf ein

vorübergehend angelegtes Zusammenleben in einer

Hausgemeinschaft angelegt sei. Daran fehle es vorliegend, da der

Ehemann der Klägerin im maßgeblichen Zeitraum der ersten 14

Lebensmonate seines Kindes nur 52 Tage bei seiner Familie in Pretoria

gewesen sei. Kurzzeitige Besuche zu Urlaubszwecken änderten hieran

nichts.

Landessozialgericht Rheinland-Pfalz, Urteil vom 19.07.2021, L 2 EG

4/20, rechtskräftig

Gleichgeschlechtliche Paare: Keine künstliche

Befruchtung zulasten der Krankenkasse

Gleichgeschlechtliche Paare haben keinen Anspruch gegen die

gesetzlichen Krankenkassen auf eine Kinderwunschbehandlung. Dies

hat das Bundessozialgericht (BSG) entschieden.

Medizinische Maßnahmen zur Herbeiführung einer Schwangerschaft

sind nach § 27a Absatz 1 Nr. 4 Sozialgesetzbuch V (SGB V) nur dann

der Krankenbehandlung und damit den Leistungen der

Krankenversicherung zuzurechnen, wenn ausschließlich Ei- und

Samenzellen der Ehegatten verwendet werden (so genannte

homologe Insemination). Der Gesetzgeber sei von Verfassungs

wegen nicht gezwungen, auch eine Kinderwunschbehandlung unter

Verwendung von Spendersamen (so genannte heterologe

Insemination) vorzusehen, so das BSG.

Die Gewährung von Leistungen der gesetzlichen

Krankenversicherung unterliege einer weitreichenden

Einschätzungsprärogative des Gesetzgebers, erläutert das Gericht.

Der Versicherungsfall des § 27a SGB V gehe von einer grundsätzlich

bestehenden Zeugungsfähigkeit des Ehepaars aus, die durch die

Leistungen nach § 27a SGB V unterstützt werden soll.

Zwar erkenne die Vorschrift als soziale Komponente die Erfüllung

des Kinderwunsches innerhalb einer bestehenden Ehe als

Behandlungsziel an. Sie knüpfe darüber hinaus jedoch den

Leistungsanspruch an das krankheitsähnliche Unvermögen – bei

eingeschränkter, aber nicht aufgehobener Zeugungsfähigkeit –

Kinder auf natürlichem Weg in der Ehe zu zeugen.

Die Entscheidung, diese individuelle krankheitsähnliche Komponente

durch die Förderung der künstlichen Befruchtung nur mit eigenen Ei-

und Samenzellen der Eheleute nicht vor der sozialen zurücktreten zu

lassen, sei vor dem Hintergrund der im Wesentlichen auf die

Krankenbehandlung ausgerichteten gesetzlichen

Krankenversicherung gerechtfertigt, meint das BSG. Die Klägerin

begehre dagegen statt der bloßen Überwindung einer

krankheitsähnlichen Situation die Kompensation einer – in dieser

Eheform – nicht bestehenden Zeugungsfähigkeit mittels heterologer

Insemination.

Zu einer anderen Bewertung zwingt laut BSG auch nicht die

Einführung der gleichgeschlechtlichen Ehe. Der Gesetzgeber habe

hiermit zwar die gleichgeschlechtliche Ehe an die

gemischtgeschlechtliche Ehe angleichen wollen. Aus diesem

Anliegen folge aber nicht die Pflicht, die zeugungsbiologischen

Grenzen einer solchen Ehe mit Mitteln der gesetzlichen

Krankenversicherung auszugleichen.

Bundessozialgericht, Entscheidung vom 10.11.2021, B 1 KR 7/21 R
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Vergaberegeln für 5G-Frequenzen: Weitere

Feststellungen erforderlich

Es bedarf weiterer tatsächlicher Feststellungen, um zu klären, ob die

Bundesnetzagentur über die Vergabe- und Auktionsregeln für die –

2019 durchgeführte – Versteigerung der für den Ausbau von

5G-Infrastrukturen besonders geeigneten Frequenzen in den

Bereichen 2 GHz und 3,6 GHz frei von Verfahrens- und

Abwägungsfehlern entschieden hat. Dies hat das

Bundesverwaltungsgericht (BVerwG) entschieden und die Sache

deshalb an das Verwaltungsgericht (VG) Köln zurückverwiesen.

Am 14.05.2018 hatte die Präsidentenkammer der Bundesnetzagentur

angeordnet, dass der Zuteilung von Frequenzen in den Bereichen 2

GHz und 3,6 GHz für den drahtlosen Netzzugang ein

Vergabeverfahren voranzugehen habe, und ferner bestimmt, dieses

als Versteigerungsverfahren durchzuführen. Die hiergegen gerichtete

Klage einer Mobilfunknetzbetreiberin war sowohl vor dem

Verwaltungsgericht als auch dem BVerwG erfolglos geblieben (vgl.

BVerwG, Urteil vom 24.06.2020, BVerwG 6 C 3.19).

Mit Beschluss vom 26.11.2018 erließ die Präsidentenkammer der

Bundesnetzagentur die Entscheidung über die Vergabe- und

Auktionsregeln für die genannten Frequenzen. Teil der Vergaberegeln

sind die Frequenznutzungsbestimmungen, die unter anderem

konkrete Versorgungsverpflichtungen für Haushalte und

Verkehrswege enthalten. Zudem werden die erfolgreichen Teilnehmer

an der Versteigerung (die späteren Zuteilungsinhaber) unter anderem

verpflichtet, mit geeigneten Diensteanbietern ohne eigene

Netzinfrastruktur über die Mitnutzung von Funkkapazitäten, mit

geeigneten Interessenten über die lokale oder regionale Überlassung

von Frequenzspektrum sowie auf Nachfrage anderer bundesweiter

Zuteilungsinhaber über die Mitnutzung bestehender bundesweiter

Netze (so genanntes Roaming) und über Infrastruktur-Sharing

diskriminierungsfrei zu verhandeln. Das VG Köln hat die dagegen

gerichteten Anfechtungsklagen einer Mobilfunknetzbetreiberin sowie

die Verpflichtungsklage einer Diensteanbieterin, die die Ausgestaltung

der Diensteanbieterregelung für unzureichend hält, abgewiesen.

Auf die Revision der Diensteanbieterin hat das BVerwG das

erstinstanzliche Urteil teilweise aufgehoben und die Sache insoweit

an das VG zurückverwiesen. Die Revision der

Mobilfunknetzbetreiberin ist verworfen worden, weil sie auf eine

unzulässige Teilaufhebung der unteilbaren

Präsidentenkammerentscheidung gerichtet war.

Das die Verpflichtungsklage der Diensteanbieterin abweisende Urteil

des VG verletze Bundesrecht, soweit es die Klage bereits als

unzulässig abgewiesen habe, so das BVerwG. Die Klägerin könne sich

auf die Ermächtigungsgrundlage für Vergabebedingungen in § 61

Absatz 3 Satz 2 TKG als drittschützende Norm berufen und sei

deshalb klagebefugt.

Das BVerwG konnte das verwaltungsgerichtliche Urteil eigenen

Angaben zufolge jedenfalls deshalb nicht als im Ergebnis richtig

aufrechterhalten, weil noch geklärt werden müsse, ob es im

Verwaltungsverfahren zu einem Verstoß gegen die durch Artikel 3

der Richtlinie 2002/21/EG (Rahmenrichtlinie) unionsrechtlich

garantierte Unabhängigkeit der nationalen Regulierungsbehörde

gekommen ist und ob die Abwägung der Präsidentenkammer auf

sachfremden Erwägungen beruht. Denn es bestünden Anhaltspunkte

dafür, dass das Bundesministerium für Verkehr und digitale

Infrastruktur (BMVI) in erheblichem Umfang versucht hat,

insbesondere auf die Festlegung der Versorgungspflichten Einfluss zu

nehmen.

Zudem könnte die Entscheidung der Präsidentenkammer

maßgeblich durch eine außerhalb des Verfahrens getroffene

Absprache zwischen dem BMVI und den drei bestehenden

Mobilfunknetzbetreibern motiviert gewesen sein, in deren Rahmen

sich die Netzbetreiber möglicherweise unter der Bedingung

"investitionsfördernder Rahmenbedingungen" – wie unter anderem

des Verzichts auf eine strengere Diensteanbieterverpflichtung – zur

Schließung von Versorgungslücken durch den weiteren Ausbau des

4G-Netzes bereit erklärt haben. Insoweit bedarf es laut BVerwG

einer Aufklärung des Sachverhalts durch das Tatsachengericht.

In dem weiteren Verfahren werde das VG indes zugrunde legen

können, dass die im Rahmen der Frequenznutzungsbestimmungen

festgelegte Verhandlungspflicht auf einer hinreichenden

Rechtsgrundlage beruht. Sie sei auch inhaltlich hinreichend

bestimmt und geeignet, die hier maßgeblichen Regulierungsziele zu

fördern.

Bundesverwaltungsgericht, Beschluss vom 20.10.2021, BVerwG 6 C

13.20 sowie Urteil vom 20.10.2021, BVerwG 6 C 8.20
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YouTube: Betreiber eines Videokanals muss nicht

Vertragspartner sein

Die Betreiberin eines Videokanals auf YouTube kann von der

Plattform nicht die Unterlassung der Löschung eines weiteren Videos

verlangen. Dies hat das Landgericht (LG) Köln entschieden, nachdem

es YouTube mit zwei Eilbeschlüssen vom 11.10.2021 unter Androhung

von Ordnungsmitteln untersagt hatte, zwei Videos zu löschen und die

Antragstellerin wegen des Inhalts der Videos mit einer Verwarnung zu

belegen. Den neuen Antrag der Betreiberin des Videokanals auf

Unterlassung der Löschung eines weiteren Videos hat das LG Köln

indes zurückgewiesen.

Die Richter stellten darauf ab, dass die Antragstellerin nicht

hinreichend dargelegt und glaubhaft gemacht habe, dass ihr selbst ein

vertraglicher Anspruch gegen die Video-Plattform zustehe.

Vertragspartner werde derjenige, der einen Kanal bei der

Antragsgegnerin eröffnet. Die Videoplattform hatte allerdings

bestritten, dass die Antragstellerin diejenige ist, die den Kanal im Juli

2021 eröffnet hat. Sie soll ihn nur betreiben, wäre damit nicht

Vertragspartnerin und habe selbst keinen Anspruch.

Diese Fallgestaltung weiche von den bisherigen Fallgestaltungen ab,

sodass sich die Entscheidung nicht in Widerspruch zu den bisherigen

Beschlüssen setze, unterstreicht das LG Köln. Im Fall der erlassenen

einstweiligen Verfügungen habe die Videoplattform nicht

entsprechend vorgetragen, weshalb das LG bei den früheren

Entscheidungen keinen Anlass gehabt habe, an der Stellung der

Antragstellerin als Vertragspartnerin zu zweifeln.

Landgericht Köln, Entscheidung vom 25.10.2021, 28 O 363/21

Rechtsanwalt: Eilantrag auf Anerkennung als

Journalist erfolglos

Ein Rechtsanwalt ist mit seinem Begehren, von der Berliner Polizei als

Journalist anerkannt zu werden, in einem Eilverfahren vor dem

Berliner Verwaltungsgericht (VG) gescheitert.

Der Antrag stellende Rechtsanwalt hatte 2021 an verschiedenen

Demonstrationen teilgenommen. Seinem Vortrag nach hatte die

Berliner Polizei ihn – anders als ausgewiesene Vertreter der Presse –

daran gehindert, polizeiliche Absperrungen zu passieren. Er wollte

nunmehr im Wege einstweiliger Anordnung gerichtlich feststellen

lassen, dass er erstens "als Journalist und Pressevertreter in Berlin

berichtet" habe und "seine Berichterstattung in und aus Berlin als

Presse und Berichterstattung im Sinne des Artikel 5 Absatz 1 S. 2

Grundgesetz" durch die Berliner Polizei anzuerkennen sei, zweitens

ferner "grundsätzlich journalistischen Tätigkeiten" nachgehe und "die

Feststellung der Polizei Berlin, er sei kein Journalist", rechtswidrig

gewesen sei und schließlich drittens "als Journalist anzuerkennen"

sei.

Das VG Berlin hat diese Anträge zurückgewiesen. Sie seien sämtlich

unzulässig. Für Begehren, die in der Hauptsache im Wege einer

Fortsetzungsfeststellungsklage zu verfolgen seien, gebe es im

Rahmen eines Verfahrens auf Erlass einer einstweiligen Anordnung

keinen Raum. Überdies sei der Antrag zum Teil zu unbestimmt; es sei

unklar, was der Antragsteller mit "grundsätzlich" meine. Für eine

pauschale Anerkennung seiner Presseberichterstattung sei die

Berliner Polizei nicht zuständig. Das VG musste sich daher mit dem

Begehren inhaltlich nicht befassen.

Gegen den Beschluss kann Beschwerde beim

Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg erhoben werden.

Verwaltungsgericht Berlin, Beschluss vom 222.10.2021, VG 27 L

300/21
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Corona-Soforthilfen: Freiwillige Rückzahlungen

Von den ausgezahlten Corona-Soforthilfen in Höhe von 13,53

Milliarden Euro wurden mit Stand 30.06.2021 901,25 Millionen Euro

freiwillig zurückgezahlt. Laut einer Antwort der Bundesregierung

(BT-Drs. 19/32531) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (BT-Drs.

19/32339) verbleiben damit Rückzahlungsforderungen in Höhe von

322,61 Millionen Euro.

Die Gründe für die Rückzahlung von Corona-Soforthilfen seien

vielfältig, heißt es in der Antwort. Insbesondere hätten Unternehmen

zum Zeitpunkt der Antragstellung teilweise höhere

Liquiditätsengpässe für den dreimonatigen Förderzeitraum

prognostiziert als letztlich eingetreten sind, "sodass jetzt

entsprechende Überprüfungen und Rückzahlungen anstehen". Die

Schlussberichte der Länder über die bestimmungsgemäße

Verwendung der Corona-Soforthilfen seien bis zum 30.06.2022

vorzulegen, teilt die Regierung mit.

Deutscher Bundestag, PM vom 22.10.2021

Besteuerung von Sportwetten mit Verfassungs- und

Europarecht vereinbar

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat die seit 2012 geltende Besteuerung

von Sportwetten als mit dem Grundgesetz (GG) und mit Europarecht

vereinbar bestätigt.

In den Streitfällen boten ausländische Unternehmen nach Aufgabe

des staatlichen Monopols Sportwetten an in Deutschland lebende

Kunden über das Internet an. Die Unternehmen führten auf die

Wetteinsätze fünf Prozent Sportwettensteuer an das zuständige

Finanzamt ab. Vor dem BFH wandten sich die Sportwettenanbieter

gegen die Besteuerung, da diese gegen zahlreiche Regelungen des

Grundgesetzes verstoße und zudem europarechtswidrig sei.

Der BFH hat die Rechtmäßigkeit der seit Mitte 2012 geltenden

Besteuerung von Sportwetten bestätigt. Die für die Besteuerung

einschlägige Regelung in § 17 Absatz 2 des Rennwett- und

Lotteriegesetzes (RennwLottG) sei formell ordnungsgemäß zustande

gekommen. Der Bund habe nach dem Grundgesetz die

Gesetzgebungszuständigkeit.

Der allgemeine Gleichheitsgrundsatz sei nicht verletzt. Insbesondere

liege kein so genanntes strukturelles gesetzliches Vollzugsdefizit vor,

das einer Erhebung der Steuer entgegenstehe. Denn das RennwLottG

ziehe inländische und vor dem Hintergrund der EU-Amtshilfe auch

ausländische Anbieter von Sportwetten zur Besteuerung heran.

Angesichts der moderaten Höhe der Sportwettensteuer von fünf

Prozent der Wetteinsätze sei diese auch nicht erdrosselnd.

Auch europarechtliche Zweifel, die ansonsten zu einer Vorlage an

den Europäischen Gerichtshof geführt hätten, hat der BFH verneint.

Da die Besteuerung inländische wie ausländische Anbieter in gleicher

Weise und zu gleichen Bedingungen treffe, sei der freie

Dienstleistungsverkehr nicht beschränkt.

Die seit 2012 geltende Sportwettenbesteuerung, die inländische und

ausländische Wettanbieter betrifft, die Sportwetten an deutsche

Kunden anbieten, ist zusammen mit der Besteuerung von Lotterien

und Rennwetten von erheblicher finanzieller Bedeutung. So lag das

Gesamtaufkommen aus dem RennwLottG im Jahr 2020 bei mehr als

1,9 Milliarden Euro.

Bundesfinanzhof, Urteile vom 17.05.2021, IX R 20/18 und IX R 21/18

Twitter-Direktnachrichten des

Bundesinnenministeriums: Kein Anspruch auf

Einsicht

Nach dem Informationsfreiheitsgesetz besteht kein Anspruch auf

Einsicht in Twitter-Direktnachrichten, die das

Bundesinnenministerium (BMI) in den Jahren 2016 bis 2018 erhalten

und versandt hat. Das hat das Bundesverwaltungsgericht (BVerwG)

entschieden.

Der Kläger betreibt die Internetseite FragDenStaat und begehrt

Einsicht in Twitter-Direktnachrichten des BMI.

Twitter-Direktnachrichten ermöglichen es zu kommunizieren, ohne

dass andere Nutzer die Nachrichten lesen können. Im

streitgegenständlichen Zeitraum hat das BMI die Direktnachrichten

für informelle Kommunikation genutzt. Diese umfasste unter

anderem Terminabsprachen, Danknachrichten für Bürgeranfragen

etwa betreffend Tipp- und Verlinkungsfehler oder Fragen von

Journalisten nach zuständigen Personen. Die Direktnachrichten

werden beim BMI selbst nicht gespeichert; sie sind für das

Ministerium aber bei der Twitter Inc. abrufbar.
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Das BMI hat den Anspruch des Klägers abgelehnt, weil

Direktnachrichten keine Aktenrelevanz zukomme und sie deshalb

keine amtlichen Informationen seien. Das Verwaltungsgericht hat der

hiergegen gerichteten Klage stattgegeben. Der Begriff der amtlichen

Informationen sei weit auszulegen und erfasse allein solche

Informationen nicht, die ausschließlich privaten (persönlichen)

Zwecken dienten.

Auf die Sprungrevision der Beklagten hat das BVerwG die Klage

abgewiesen. Amtliche Informationen setzten voraus, dass ihre

Aufzeichnung amtlichen Zwecken dient. Der Gesetzgeber verlange

mit dieser Definition eine bestimmte Finalität der Aufzeichnung.

Nicht nur die Information selbst müsse amtlichen Zwecken dienen,

sondern gerade ihre Aufzeichnung. Dies sei bei

Twitter-Direktnachrichten nicht grundsätzlich ausgeschlossen.

Bei Nachrichten, die wie hier aufgrund ihrer geringfügigen inhaltlichen

Relevanz keinen Anlass geben, einen Verwaltungsvorgang anzulegen,

sei dies jedoch nicht der Fall. Die Speicherung erfolge bei der Twitter

Inc. nach deren Geschäftsmodell. Das BMI habe der Speicherung

durch die Twitter Inc. keinen amtlichen Zweck beigegeben. Ein solcher

sei auch vor dem Hintergrund der Registraturrichtlinie der

Bundesministerien und den Grundsätzen einer ordnungsgemäßen

Aktenführung nicht ersichtlich.

Bundesverwaltungsgericht, Urteil vom 28.10.2021, BVerwG 10 C 3.20

Hoher Ausbaubeitrag für Anliegerstraße hat Bestand

Das Schleswig-Hosteinische Oberverwaltungsgericht (OVG) hat einen

Antrag des Klägers auf Zulassung der Berufung abgelehnt und damit

das erstinstanzliche Urteil des Verwaltungsgerichts (VG) vom

22.09.2017 (9 A 206/14) bestätigt, wonach der Kläger in

rechtmäßiger Weise zu Ausbaubeiträgen in Höhe von insgesamt

189.736,33 Euro herangezogen worden ist.

Das Urteil hatte seinerzeit für Aufsehen gesorgt, weil die auf den

Kläger entfallenden Ausbaubeiträge damit deutlich mehr als 50

Prozent des insgesamt umlagefähigen Aufwands ausmachten. Die

Höhe der Beiträge ergab sich aus dem Umstand, dass der Kläger

Eigentümer von sechs landwirtschaftlich genutzten Grundstücken ist,

die an der im Außenbereich liegenden Straße anliegen. Er hatte unter

anderem geltend gemacht, dass dies seine Existenz als Landwirt

gefährde.

Dazu hatte das VG ausgeführt, dass eine etwaige Existenzgefährdung

lediglich als Billigkeitserwägung zu berücksichtigen sei und das

beitragserhebende Amt nicht verpflichte, dies bereits im

Heranziehungsverfahren zu berücksichtigen. Vielmehr bleibe die

Möglichkeit, die als unbillig eingeschätzte Beitragsbelastung in

einem gesonderten Erlassverfahren geltend zu machen. Dies hat der

Kläger mit seinem Zulassungsantrag nicht angegriffen.

Die von ihm vor dem OVG geltend gemachten Gründe haben das

Gericht nicht überzeugt. Insbesondere gebiete der angewandte

Verteilungsmaßstab keine Gerechtigkeit im Einzelfall, sondern nur

eine Typengerechtigkeit, das heißt ein Abstellen auf Regelfälle eines

Sachverhalts und deren gleichartige Behandlung.

Oberverwaltungsgericht Schleswig-Holstein, Beschluss vom

22.10.2021, 2 LA 216/17, unanfechtbar

Wegen Tätowierungen aus rechtsextremer Szene:

Kündigung eines Lehrers rechtens

Das Landesarbeitsgericht (LAG) hat die außerordentliche Kündigung

eines Lehrers mit Tätowierungen, wie sie in rechtsradikalen Kreisen

verwendet werden, für wirksam erachtet und die gegen die

Kündigung gerichtete Klage des Lehrers abgewiesen.

Zur Begründung hat es ausgeführt, die Tätowierungen ließen auf

eine fehlende Eignung als Lehrer schließen. Zur Eignung als Lehrer

gehöre auch die Gewähr der Verfassungstreue. Aus den hier zum

Zeitpunkt der Kündigung vorliegenden Tätowierungen, unter

anderem "Meine Ehre heißt Treue" in Frakturschrift über dem

Oberkörper, könne auf eine fehlende Verfassungstreue geschlossen

werden. Die ergänzenden Worte "Liebe Familie" unterhalb des

Hosenbundes änderten hieran nichts, da diese regelmäßig nicht zu

sehen seien.

Da für das Vorliegen eines Kündigungsgrundes auf den Zeitpunkt des

Ausspruchs der Kündigung abzustellen sei, komme es auf eine etwa

erfolgte zwischenzeitliche Änderung oder Ergänzung der

Tätowierung nicht maßgeblich an, so das LAG. Da die Kündigung

bereits aus diesem Grund wirksam sei, komme es auf die

vorliegende, bisher nicht rechtskräftige strafgerichtliche Verurteilung

nach § 86a Strafgesetzbuch (Verwendung von Kennzeichen

verfassungswidriger Organisationen) nicht an.

Das LAG hat die Revision zum Bundesarbeitsgericht nicht zugelassen.

Landesarbeitsgericht Berlin-Brandenburg, 8 Sa 1655/20



Dezember 2021

26

Bußgeld &

Verkehr

Elektrofahrzeuge: Laden wird einfacher

Das Bezahlen an öffentlich zugänglichen Ladesäulen wird einfacher

und nutzerfreundlicher. Dafür sorgt laut

Bundeswirtschaftsministerium die novellierte Ladesäulenverordnung,

die am 10.11.2021 im Bundesanzeiger veröffentlicht worden ist. Sie

legt fest, dass Ladesäulen, die ab dem 01.07.2023 erstmalig in Betrieb

genommen werden, beim Ad-hoc-Laden mindestens das kontaktlose

Bezahlen mit gängiger Kredit- und Debitkarte ermöglichen müssen.

Neben dem Zahlen mit Kredit- und Debitkarte können die Betreiber

weiterhin auch alternative Zahlungsmöglichkeiten anbieten, wie

webbasierte Systeme über eine App oder mit einem QR-Code.

Zukünftig sollen öffentliche Ladepunkte zudem mehr aktuelle

Informationen liefern. Dafür sieht die novellierte Verordnung eine

Schnittstelle vor, die es erlaubt, Standortinformationen und

dynamische Daten wie den Belegungsstatus und die

Betriebsbereitschaft an die Verbraucher zu übermitteln.

Die Verordnung tritt am 01.01.2022 in Kraft. Die Anbieter haben bis

Mitte 2023 Zeit, Ladesäulen zu entwickeln und zuzulassen, die den

neuen Anforderungen entsprechen. Bestehende Ladesäulen müssen

nicht nachgerüstet werden.

Bundeswirtschaftsministerium, PM vom 10.11.2021

Kfz-Steuer: Eintragung in der

Zulassungsbescheinigung ist bindend

Die Feststellung der Fahrzeugklasse durch die Zulassungsbehörde ist

für die Kraftfahrzeugsteuerfestsetzung im Hinblick auf

Steuerbefreiungen bindend. Eine Änderung dieser Eintragung entfalte

zudem keine Rückwirkung, so das Finanzgericht (FG) Münster.

Die Klägerin unterhält einen Schaustellerbetrieb und erwarb hierfür

am 21.06.2017 einen Sattelanhänger, der erstmals 1999 zum

Straßenverkehr zugelassen worden war. In der

Zulassungsbescheinigung Teil II war die Nutzung für das

Schaustellergewerbe nicht vermerkt. Eine Änderung dieser Eintragung

erfolgte auch nicht im Rahmen der Anmeldung des Sattelanhängers

durch die Klägerin bei der Zulassungsbehörde.

Das Hauptzollamt setzte gegenüber der Klägerin ab dem 21.06.2017

Kraftfahrzeugsteuer für den Sattelanhänger fest. Hiergegen wandte

die Klägerin im Einspruchsverfahren ein, dass es sich um einen

"Packwagen im Gewerbe nach Schaustellerart" handele, der nach § 3

Nr. 8 Buchst. b Kraftfahrzeugsteuergesetz (KraftStG) von der Steuer

befreit sei. Diese Voraussetzung sei vom Hauptzollamt unabhängig

von der Eintragung in der Zulassungsbescheinigung zu prüfen.

Das Hauptzollamt erließ im November 2019 eine zurückweisende

Einspruchsentscheidung und berief sich auf die Bindungswirkung der

Zulassungsbescheinigung. Während des Klageverfahrens ließ die

Klägerin die Zulassungsbescheinigung von der Zulassungsbehörde

dahingehend umschreiben, dass der Sattelanhänger dort nunmehr

als "Schaustellerfahrzeug Packwagen über 2,5t" bezeichnet wird. Das

Hauptzollamt sagte zu, die Steuerbefreiung ab dem Zeitpunkt der

Umschreibung zu gewähren.

Die Klage blieb dagegen erfolglos. Das FG Münster hat zunächst

ausgeführt, dass der Streitzeitraum für die unbefristete

Kraftfahrzeugsteuerfestsetzung mit Bekanntgabe der

Einspruchsentscheidung im November 2019 ende. Ein

Steuerbescheid könne nur bis zum Zeitpunkt der letzten

behördlichen Entscheidung zum Gegenstand gerichtlicher Kontrolle

gemacht werden. Insoweit seien die Rechtsgrundsätze zum

Streitzeitraum in finanzgerichtlichen Verfahren über Kindergeld auf

die Kraftfahrzeugsteuer zu übertragen.

Für diesen Streitzeitraum könne die Klägerin die Steuerbefreiung

nicht in Anspruch nehmen. Dies folge aus der bindenden Feststellung

der Zulassungsbehörde in der Zulassungsbescheinigung. Diese stelle

einen Grundlagenbescheid dar, an den das Hauptzollamt bei der

Festsetzung der Kraftfahrzeugsteuer gebunden sei. Fahrzeugklasse

und Aufbauart seien entsprechend dem "Verzeichnis zur

Systematisierung von Kraftfahrzeugen und ihren Anhängern" des

Kraftfahrtbundesamtes durch die Zulassungsbehörden festzustellen.

Für Packwagen im Schaustellergewerbe sehe dieses Verzeichnis eine

eigene Einstufung vor. Das KraftStG enthalte keine hiervon

abweichenden Regelungen für Zwecke der Kraftfahrzeugsteuer.

Die Steuerfestsetzung könne erst ab dem Zeitpunkt geändert

werden, ab dem die Zulassungsbehörde eine entsprechende

Eintragung vornehme. Dies sei zwar gegebenenfalls auch

rückwirkend möglich. Im Streitfall habe die Zulassungsbehörde die

Eintragung aber nicht auf den Tag der Zulassung auf die Klägerin

zurückbezogen.

Das FG Münster hat die Revision zum Bundesfinanzhof zugelassen.

Finanzgericht Münster, Urteil vom 23.09.2021, 10 K 3692/19 Kfz
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Überholen mit Fahrrad: Kein genereller

Sicherheitsabstand von mindestens 1,5 Meter

einzuhalten

Ein Radfahrer, der innerstädtisch einen anderen Fahrradfahrer

überholen möchte, muss hierbei nicht generell einen

Sicherheitsabstand von 1,5 bis zwei Meter einhalten. Vielmehr kommt

es auf die Umstände des Einzelfalls an. Dies hebt das

Oberlandesgericht (OLG) Oldenburg hervor.

Der Kläger war mit dem Fahrrad auf einer Straße im Oldenburger

Stadtgebiet unterwegs; der Beklagte kam mit seinem Fahrrad aus der

Einfahrt eines Häuserblocks. Dabei fuhr er langsam und unsicher. Der

Kläger fuhr eine kurze Strecke hinter dem Beklagten her und setze

dann zum Überholen an. Weil der Beklagte in diesem Moment mit

seinem Fahrrad erheblich nach links ausschwenkte, kam es zu einer

Kollision. Der Kläger fiel zu Boden, seine Schulter war verrenkt, eine

Sehne gerissen. Er musste zwei Tage im Krankenhaus behandelt

werden und war eine Woche krankgeschrieben. Es folgte eine längere

Physiotherapie.

Das Landgericht (LG) hatte das Begehren des Klägers nach

Schmerzensgeld und Schadenersatz zurückgewiesen. Der Kläger hätte

nicht überholen dürfen, weil er den erforderlichen Sicherheitsabstand

von 1,5 bis 2 Metern zum Beklagten nicht habe einhalten können.

Das OLG sieht dies anders. Ein Überholen setze nicht generell einen

Sicherheitsabstand von 1,5 bis 2 Meter voraus – dies würde bedeuten,

dass Fahrradfahrer sich fast im gesamten Stadtgebiet nicht überholen

dürften. Es komme vielmehr auf die Umstände des Einzelfalles an.

Im konkreten Fall weise der Radweg eine ausreichende Breite zum

Überholen aus, zumal er nur optisch von dem breiten Fußweg

abgegrenzt sei. Der Beklagte habe durch seinen Linksschwenk gegen

das Gebot der Rücksichtnahme verstoßen, nach dem sich jeder

Verkehrsteilnehmer so verhalten müsse, dass kein anderer gefährdet

oder behindert werde. Den Kläger treffe aber ein hälftiges

Mitverschulden, weil er hätte erkennen können, dass der Beklagte

unsicher fuhr.

Der Beklagte müsse dem Kläger ein Schmerzensgeld von 3.500 Euro

zahlen, sowie die Hälfte seines Sachschadens (Fahrten zur

Physiotherapie, beschädigte Kleidung) ersetzen.

Oberlandesgericht Oldenburg, Urteil vom 21.09.2021, 2 U 121/21,

rechtskräftig

Am Steuer ist ein Gesichtsschleier verboten

Das Tragen eines Gesichtsschleiers aus religiösen Gründen am

Steuer muss nicht ausnahmsweise genehmigt werden.

Eine Frau, die einen Niqab beim Autofahren tragen will, dem das

Gesicht mit Ausnahme eines Sehschlitzes bedeckt ist, kann dafür

keine Genehmigung einklagen – jedenfalls nicht in einem

Eilverfahren.

Nach der Straßenverkehrsordnung darf der Lenker eines

Kraftfahrzeugs sein Gesicht nicht verhüllen oder verdecken. Die

Straßenverkehrsbehörde darf nur in Ausnahmefällen davon absehen.

Die Religionsfreiheit sei kein solcher Ausnahmefall. Der Schutz von

Leben, Gesundheit und Eigentum der anderen Verkehrsteilnehmer

könne kein Vorrang eingeräumt werden. Auch müsse die Identität

der Frau bei Verkehrsverstößen ermittelbar sein.

OVG für das Land Nordrhein-Westfalen, 8 B 1967/20

Alkohol am Steuer: Auch mit "lediglich" 1,3 Promille

kann eine MPU gefordert werden

Wird ein Autofahrer mit einem Blutalkoholwert von 1,3 Promille an

Steuer erwischt, so ist ihm die Fahrerlaubnis zu entziehen – und erst

nach Vorlage eines Medizinisch-Psychologischen Gutachtens (MPU)

wieder zu erteilen (falls er beantragt, die Fahrerlaubnis vor Ablauf

der festgelegten Sperrfrist von 9 Monaten zurückzuerhalten).

Es sei – obwohl er unterhalb der eigentlich für eine MPU

maßgeblichen Promille-Grenze von 1,6 Promille lag – zu klären, ob

"zu erwarten sei, dass er ein Kraftfahrzeug unter einem die

Fahrsicherheit beeinträchtigenden Alkoholeinfluss führen werde", so

das Bundesverwaltungsgericht.

Denn nach aktuellem wissenschaftlichen Erkenntnisstand sei von

einer außergewöhnlichen Alkoholgewöhnung auszugehen, wenn bei

einer Trunkenheitsfahrt eine Blutalkoholkonzentration von 1,1

Promille oder mehr gemessen wird.

BVerwG, 3 C 3/20
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Von Schufa erstellter Score-Wert: Vorlage zum EuGH

Das Verwaltungsgericht (VG) Wiesbaden hat den Europäischen

Gerichtshof (EuGH) angerufen, damit dieser zwei Fragen zum

Zusammenspiel der von der Schufa erstellten Score-Werte und der

Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO) klären möge.

Gegenstand des Verfahrens ist das Begehren der Klägerin, ihrer

Auffassung nach falsche Eintragungen bei der Schufa zu löschen und

ihr Auskunft über die dort gespeicherten Daten zu erteilen.

Die Schufa, eine private Wirtschaftsauskunftei, versorgt ihre

Vertragspartner mit Informationen zur Kreditwürdigkeit Dritter und

erstellt zu diesem Zweck so genannte Score-Werte. Für die Ermittlung

dieses Wertes wird aus bestimmten Merkmalen einer Person auf der

Grundlage mathematisch-statistischer Verfahren für diese die

Wahrscheinlichkeit eines künftigen Verhaltens, wie beispielsweise die

Rückzahlung eines Kredits, prognostiziert. Die im Einzelnen zugrunde

gelegten Merkmale als auch das mathematisch-statistische Verfahren

werden von der Schufa nicht offengelegt. Diese beruft sich darauf,

dass die Berechnungsmethoden unter das Betriebs- und

Geschäftsgeheimnis fielen.

Die Klägerin wandte sich in Bezug auf die von ihr begehrte Auskunft

und Löschung an den Hessischen Datenschutzbeauftragten als

Aufsichtsbehörde. Dieser lehnte das Begehren der Klägerin jedoch ab,

da die Schufa bei der Berechnung des Bonitätswertes den im

Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) detailliert geregelten

Anforderungen in der Regel genüge und keine Anhaltspunkte

vorlägen, dass dem hier nicht so sei.

Das VG Wiesbaden hat entschieden, dem EuGH zwei Fragen zur

Klärung vorzulegen. Zum einen sei zu klären, ob die Tätigkeit von

Wirtschaftsauskunfteien, Score-Werte über betroffene Personen zu

erstellen und diese ohne weitergehende Empfehlung oder Bemerkung

an Dritte (beispielsweise Banken) zu übermitteln, die dann unter

maßgeblicher Einbeziehung dieses Score-Wertes mit der betroffenen

Person vertragliche Beziehungen eingehen oder davon absehen, dem

Anwendungsbereich des Artikels 22 Absatz 1

Datenschutzgrundverordnung (DS-GVO) unterfällt.

Falls ja, sei diese für Wirtschaftsauskunfteien maßgebliche Tätigkeit

vom Verbot der automatisierten Einzelfallentscheidung erfasst. Dies

hätte zur Folge, dass diese Tätigkeit nur nach den

Ausnahmetatbeständen des Artikels 22 Absatz 2 DS-GVO zulässig

sei. Als diesbezügliche mitgliedsstaatliche Rechtsgrundlage käme nur

§ 31 BDSG in Betracht. Im Hinblick auf dessen Vereinbarkeit mit

Artikel 22 Absatz 1 DS-GVO bestünden aber durchgreifende

Bedenken. Die Schufa würde dann rechtsgrundlos handeln und die

Klägerin habe zugleich einen Anspruch gegen den

Datenschutzbeauftragten auf aufsichtsbehördliche

(Weiter-)Befassung mit ihrem Fall.

Die Erstellung von Score-Werten sei nicht lediglich ein die

Entscheidung des dritten Verantwortlichen (beispielsweise einer

Bank) vorbereitendes Profiling (siehe Artikel 4 DS-GVO), sondern

gerade eine "selbstständige Entscheidung" im Sinne des Artikels 22

Absatz 1 DS-GVO, so das VG. Es bestünden gewichtige

Anhaltspunkte dafür, dass die durch Wirtschaftsauskunfteien

vorgenommene automatisierte Erstellung eines Score-Wertes eine

eigenständige, auf einer automatisierten Verarbeitung beruhende

Entscheidung sei. Zwar könnten jedenfalls rein hypothetisch die

dritten Verantwortlichen eine eigene Entscheidung über das Ob und

Wie eines Vertragsschlusses mit der betroffenen Person treffen, weil

zu diesem Stadium des Entscheidungsprozesses eine menschlich

gesteuerte Einzelfallentscheidung grundsätzlich noch möglich sei.

Diese Entscheidung werde praktisch aber in erheblichem Maße durch

den von Wirtschaftsauskunfteien übermittelten Score-Wert

bestimmt. Der aufgrund automatisierter Verarbeitung erstellte

Score-Wert sei eigentlich das entscheidende Kriterium über das Ob

und Wie der Vertragseingehung des dritten Verantwortlichen mit

der betroffenen Person. Der dritte Verantwortliche müsse seine

Entscheidung zwar nicht allein vom Score-Wert abhängig machen,

tue es in aller Regel jedoch maßgeblich.

Eine Kreditvergabe möge zwar trotz eines grundsätzlich

ausreichenden Score-Werts (aus anderen Gründen, wie etwa des

Fehlens von Sicherheiten oder Zweifeln am Erfolg einer zu

finanzierenden Investition) versagt werden. Ein nicht ausreichender

Score-Wert hingegen werde jedenfalls im Bereich der

Verbraucherdarlehen in fast jedem Fall und auch dann zur Versagung

eines Kredits führen, wenn etwa eine Investition im Übrigen als

lohnend erscheine. Score-Werten komme bei der Kreditvergabe und

der Gestaltung ihrer Bedingungen die entscheidende Rolle zu. Vor

den Gefahren dieser rein auf Automation gründenden

Entscheidungsform solle Artikel 22 Absatz 1 DS-GVO die betroffene

Person aber gerade schützen.
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Zudem legte das VG Wiesbaden eine Frage vor, die dann zu

beantworten sei, wenn die erste Vorlagefrage verneint werde. In § 31

BDSG treffe der deutsche Gesetzgeber im Kern detaillierte

Regelungen über das Scoring als Unterfall des Profilings. Falls das

Scoring nicht unter Artikel 22 Absatz 1 DS-GVO falle, sei die

allgemeine Vorschrift des Artikels 6 DS-GVO anzuwenden. Indem der

deutsche Gesetzgeber weitergehende inhaltliche

Zulässigkeitsvoraussetzungen an das Scoring knüpfe, spezifiziere er

die Regelungsmaterie über die Vorgaben der DS-GVO hinaus. Dafür

fehle ihm jedoch die Regelungsbefugnis. Dies ändere den

Prüfungsspielraum der nationalen Aufsichtsbehörde. Diese habe dann

die Vereinbarkeit der Tätigkeit von Wirtschaftsauskunfteien an Artikel

6 DS-GVO zu messen. Es sei also durch den EuGH zu klären, ob die

DS-GVO der Regelung des § 31 BDSG entgegenstehe.

Verwaltungsgericht Wiesbaden, Beschluss vom 01.10.2021, 6 K

788/20.WI, unanfechtbar

Flugannullierungen: Fluggesellschaften verpflichten

sich zu zeitnaher Erstattung

Nach Dialogen mit der EU-Kommission und den nationalen

Verbraucherschutzbehörden haben sich 16 große Fluggesellschaften

verpflichtet, die Fluggäste bei annullierten Flügen besser zu

informieren und ihnen zeitnah Erstattungen zu gewähren.

Nach Angaben der Kommission haben sich alle betroffenen

Fluggesellschaften verpflichtet, den Rückstand bei den Erstattungen

aufzuholen und den Fluggästen – wie im EU-Recht vorgesehen –

innerhalb von sieben Tagen eine Erstattung zu gewähren. Auch sollen

die Fluggäste klarer über ihre Fluggastrechte bei Annullierung eines

Fluges durch eine Fluggesellschaft informiert werden.

Die Airlines haben sich weiter dazu verpflichtet, dass die

verschiedenen Optionen der Fluggäste bei Annullierungen durch die

Fluggesellschaft – anderweitige Beförderung, Rückerstattung und,

wenn dies von der Fluggesellschaft angeboten wird, Erstattung durch

einen Gutschein – auf ihren Websites sowie in ihren E-Mails und

anderen Mitteilungen an die Fluggäste gleiche Sichtbarkeit erhalten.

Die Fluggesellschaften wollen in ihrer Kommunikation mit den

Fluggästen klar zwischen Annullierungen durch die Fluggesellschaft

(und den sich daraus ergebenden gesetzlichen Ansprüchen des

Fluggasts) und den Annullierungen durch den Fluggast (und

etwaigen vertraglichen Rechten, die der Fluggast in diesen Fällen

nach den Beförderungsbedingungen der Fluggesellschaft haben

kann) unterscheiden.

Gutscheine können den Fluggästen nur gegeben werden, wenn diese

sich ausdrücklich dafür entscheiden. Alle 16 Fluggesellschaften mit

Ausnahme von Iberia und Wizz Air haben zugesagt, dass ungenutzte

Gutscheine, die den Fluggästen zu Beginn der Pandemie nahegelegt

worden waren, auf Wunsch des Fluggasts ausgezahlt werden

können.

Fluggäste, die ihren Flug über Vermittler gebucht haben und

Schwierigkeiten haben, von diesem eine Erstattung zu erhalten,

können sich direkt an die Fluggesellschaft wenden und eine direkte

Erstattung verlangen. Von den Fluggesellschaften wird erwartet,

dass sie die Fluggäste über diese Möglichkeit und die

Voraussetzungen für die Beantragung einer direkten Erstattung auf

ihren Websites informieren.

Wie die EU-Kommission weiter mitteilt, wird das Netzwerk für die

Zusammenarbeit im Verbraucherschutz (CPC-Netz) nun seine

Dialoge mit allen Fluggesellschaften abschließen und genau

verfolgen, ob die Verpflichtungen ordnungsgemäß umgesetzt

werden. Die nationalen Behörden würden entscheiden, wie mit der

noch offenen Frage der nicht erstattungsfähigen Gutscheine

umzugehen ist, die den Verbrauchern in der Anfangsphase der

Pandemie nahegelegt wurden. Das CPC-Netz werde ferner

Informationen über laufende Ermittlungen seiner Mitglieder über

mögliche unlautere Praktiken bestimmter Vermittler austauschen,

insbesondere darüber, wie die Vermittler Verbraucher über die

Konditionen und Gebühren für ihre Dienstleistungen informieren.

Europäische Kommission, PM vom 30.09.2021
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Sonderfonds Messen und Ausstellungen: Startschuss

gefallen

Bund und Länder haben mit dem neuen Sonderfonds Messen und

Ausstellungen ein spezielles Absicherungsprogramm außerhalb der

bestehenden Coronahilfen geschaffen, um den Neustart von Messen

und gewerblichen Ausstellungen in Deutschland zu unterstützen.

Dazu können sich betroffene Branchenunternehmen ab sofort auf

dem speziellen Portal www.sonderfonds-messe.de registrieren, wie

der Deutsche Steuerberaterverband e.V. (DStV) mitteilt. Aus seiner

Sicht kann der neue Fonds eine wichtige zusätzliche Unterstützung für

die Messebranche bieten.

Ziel des Sonderfonds sei es, Anreize zur Organisation und

Durchführung großer gewerblicher Veranstaltungen zu setzen. Mit

dem zusätzlichen Programm sollen die Vorbereitungskosten von

Messen und Ausstellungen gegen das Risiko einer Corona-bedingten

Veranstaltungsabsage absichert werden können. Auf Initiative der

Wirtschaftsministerkonferenz werde das Absicherungsprogramm vom

Bundeswirtschaftsministerium und den Wirtschaftsministerien der

Länder gemeinsam umgesetzt.

Über das Programm könnten veranstaltungsbezogene Kosten in

einem Umfang von insgesamt bis zu 600 Millionen Euro abgesichert

werden. Berücksichtigt werden laut DStV Veranstaltungen mit einem

planmäßigen Durchführungsdatum bis zum 30.09.2022. Die

Registrierung auf dem zentralen Portal müsse vorab unmittelbar

durch die betroffenen Ausstellungs- und Messeunternehmen erfolgen.

Die Unternehmen müssten im Rahmen der Antragstellung unter

anderem einen Nachweis über ihre tatsächlich entstandenen Kosten

erbringen, der von einem Berufsangehörigen erstellt oder geprüft

worden ist.

Deutscher Steuerberaterverband e.V., PM vom 25.10.2021

Neustarthilfe: Frist für die Endabrechnung für

prüfende Dritte verlängert

Nach einer aktuellen Information des Bundesministeriums für

Wirtschaft und Energie (BMWi) ist ab sofort die Frist für die

Endabrechnung bei der Neustarthilfe für prüfende Dritte verlängert

worden. Der Deutsche Steuerberaterverband e.V. (DStV), der sich für

eine Anpassung der Frist eingesetzt hatte, begrüßt dies im Interesse

der betroffenen Unternehmen.

Die Einreichungsfrist der Endabrechnung für prüfende Dritte sei nun

auf den 30.06.2022 verlängert worden, so der DStV.

Der FAQ-Katalog zur Neustarthilfe sei um diesen und folgende

weitere Punkte aktualisiert worden:

■
In den Ziffern 3.4 und 4.8 sei die Fristanpassung für

prüfende Dritte für die Einreichung der Endabrechnung

eingefügt worden.

■
Unter Ziffer 2.2 und 4.1 sei die Option für die

Antragstellenden, die im Antragsverfahren ihre Umsätze

aus Personengesellschaften nicht angegeben haben,

eröffnet worden. Antragstellende könnten dies über einen

Änderungsantrag nachholen, damit sie die Endabrechnung

auf Grundlage korrekter Daten einreichen können.

■
Eine kleine Änderung zur Klarstellung (hier kursiv) habe das

BMWi in die Überschrift der Ziffer 4.13 "Wie ist

vorzugehen, wenn aufgrund eines Fehlers im

Bewilligungsverfahren ein Bewilligungsbescheid und/oder

eine Auszahlung fehlerhaft ist?" aufgenommen.

Deutscher Steuerberaterverband e.V., PM vom 27.10.2021

Wettbewerbsregister erreicht nächste Stufe des

Wirkbetriebs: Mitteilungspflicht und

Abfragemöglichkeit ab 01.12.2021

Das Bundeswirtschaftsministerium (BMWi) hat am 29.10.2021 im

Bundesanzeiger bekannt gemacht, dass die Voraussetzungen für die

elektronische Datenübermittlung in Bezug auf das

Wettbewerbsregister vorliegen. Diese Bekanntmachung ist – wie das

Bundeskartellamt (BKartA) mitteilt – Voraussetzung dafür, dass die

Mitteilungs- und Abfragepflichten in Bezug auf das

Wettbewerbsregister anwendbar werden.
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Das bundesweite Wettbewerbsregister stelle öffentlichen

Auftraggebern, Sektorenauftraggebern und Konzessionsgebern für

Vergabeverfahren Informationen darüber zur Verfügung, ob ein

Unternehmen wegen begangener Wirtschaftsdelikte von einem

öffentlichen Vergabeverfahren auszuschließen ist oder

ausgeschlossen werden kann, erläutert das BKartA.

BKartA-Präsident Andreas Mundt sagte: "Das Wettbewerbsregister ist

bereit. Die elektronischen Kommunikationswege funktionieren. Mit

dem heutigen Tag liegen nun auch die formalen Voraussetzungen vor,

damit wir Eintragungen vornehmen und Abfragen erlauben können."

Es gebe eine klare zeitliche Abfolge: Ab Dezember gelte die Pflicht zur

Mitteilung relevanter Rechtsverstöße durch die zuständigen

Behörden. Zeitgleich würden auch die registrierten öffentlichen

Auftraggeber in Vergabeverfahren erstmals auf das

Wettbewerbsregister zugreifen können. Ab Juni 2022 werde dann die

Abfrage ab bestimmten Auftragswerten verpflichtend. Für öffentliche

Auftraggeber, die noch nicht registriert sind, werde es "nun

allerhöchste Zeit", sich zu registrieren, um der gesetzlichen

Abfragepflicht nachkommen zu können.

Das Bundeskartellamt teilt weiter mit, es habe bereits im März 2021

den Betrieb des Wettbewerbsregisters mit dem Start der

Registrierung öffentlicher Stellen aufgenommen. Nunmehr seien alle

notwendigen Voraussetzungen dafür geschaffen, damit das Amt

Eintragungen in das Wettbewerbsregister vornehmen und

Auftraggebern in Vergabeverfahren Informationen über bestehende

Eintragungen zur Verfügung stellen kann.

Gemäß den Anwendungsbestimmungen in § 12

Wettbewerbsregistergesetz (WRegG) werde die Mitteilungspflicht

nach Ablauf des Monats, der auf den Tag der oben genannten

Bekanntmachung im Bundesanzeiger folgt, anwendbar, die

Abfragepflicht weitere sechs Monate danach. Dies führe zu den

folgenden Stichtagen:

Ab dem 01.12.2021 seien die Strafverfolgungsbehörden sowie die zur

Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten berufenen Behörden

verpflichtet, dem Bundeskartellamt (Registerbehörde)

registerrelevante Rechtsverstöße mitzuteilen. Ab diesem Tag hätten

registrierte Auftraggeber bereits die Möglichkeit zur Abfrage des

Wettbewerbsregisters.

Ab dem 01.06.2022 seien öffentliche Auftraggeber in

Vergabeverfahren mit den in § 6 WRegG näher bestimmten

Auftragswerten zur Abfrage des Wettbewerbsregisters verpflichtet.

Ab dem 01.06.2022 könnten Unternehmen und natürliche Personen

Auskunft über den sie betreffenden Inhalt des Wettbewerbsregisters

verlangen.

Ab dem 01.06.2022 könnten Stellen, die ein amtliches Verzeichnis

führen, das den Anforderungen des Artikels 64 der Richtlinie

2014/24/EU entspricht, mit Zustimmung des betroffenen

Unternehmens Auskunft über den das Unternehmen betreffenden

Inhalt des Wettbewerbsregisters verlangen.

Bis zur Anwendbarkeit der Abfragepflicht am 01.06.2022 blieben die

bisher bestehenden Abfragepflichten im Hinblick auf die

Korruptionsregister der Länder und das Gewerbezentralregister

bestehen, teilt das BKartA abschließend mit. Die Möglichkeit, das

Gewerbezentralregister auf freiwilliger Basis abzufragen, bleibe noch

für weitere drei Jahre nach diesem Zeitpunkt erhalten.

Bundeskartellamt, PM vom 29.10.2021

Brautfrisuren sind echtes Handwerk

Bietet eine Frau Brautfrisuren, Hairstyling, Komplettstyling oder

auch das Frisieren der Brauteltern an, so darf sie diese Tätigkeit nur

dann weiterhin ausüben, wenn sie in der Handwerksrolle eingetragen

ist. Es handelt sich bei der Tätigkeit um ein zulassungspflichtiges,

dem Friseurhandwerk zuzuordnendes Handwerk.

Die Frau kann nicht argumentieren, sie handele künstlerisch und

eigenschöpferisch. Es ist eine – im Wesentlichen – erlenbare Arbeit.

Das werde auch darin deutlich, dass sie Kurse und Workshops

besucht hatte, um die Tätigkeit zu erlernen. Diese Gewerbe sei als

Handwerk einzustufen.

Ohne Eintrag in der Handwerksrolle ist die Fortsetzung des Betriebs

zu untersagen.

VwG Koblenz, 5 L 475/21
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